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Stuttgart-Nord,
Neuordnungsgebiet
Media-Forum 

Neubau von 
68 Eigentumswohnungen

Modellfotos

Luftaufnahme des Bauplatzes,
dahinter der 1997 erstellte 
1. Bauabschnitt



Kurzporträt

Position

Die SWSG zählt zu den großen kommuna-
len Wohnungsunternehmen in Baden-
Württemberg und in der Bundesrepublik.

Unternehmenspolitik

Vorrangiges Ziel ist die Verbesserung 
der Wohnungsversorgung in allen Rechts-
und Nutzungsformen.
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Kurzporträt

31.12.2002 (31.12.2001)
Betriebswirtschaftliche Daten in rd. Mio. €

Bilanzsumme 678,4 679,0

Anlagevermögen 593,8 595,1

Stammkapital 50,0 75,6

Rücklagen inkl. Sonderposten 162,7 152,0

Jahresüberschuss 13,8 10,0

Dividende –,– –,–

Mieteinnahmen inkl. Nebenkosten 101,4 96,8

Neubauumsätze*) 34,9 29,0

Instandhaltung /Wertverbesserung

inkl. Regiegebühren 19,1 21,4

Verwaltungsaufwand 10,6 10,5

Sonstige Angaben Personen

Beschäftigte inkl. Auszubildende 153,5 155

Bauvolumen*) Einheiten
Wohnungen 736 735
Gewerbe u. ä. 10 22
Garagen 343 413

davon Baufertigstellungen*)

Wohnungen 339 411
Gewerbe u. ä. 4 12
Garagen 127 238

Eigener Miethausbestand
Wohnungen 19.237 19.540
Gewerbe u. ä. 478 499
Garagen 5.717 5.681

*) Anlage- und Umlaufvermögen



Firma

Stuttgarter Wohnungs- und Städtebaugesellschaft mit beschränkter Haftung (SWSG)

Anschrift

70329 Stuttgart, Augsburger Straße 696

Gründung

19.05.1933

Eintragung im Handelsregister

16.06.1933, Amtsgericht Stuttgart, HRB 184

Erlaubnis nach § 34 c Gewerbeordnung

Urkunde Nr. 260/90 der Landeshauptstadt Stuttgart vom 30.10.1990

Stammkapital

€ 50.000.000,00
Mit Handelsregistereintragung vom 22.04.2002 auf € 50.000.000,- herabgesetzt.

Alleingesellschafterin 

Landeshauptstadt       Stuttgart
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Rechtliche Verhältnisse



1. Dr. Dieter Blessing, Vorsitzender,
Bürgermeister, Referat Wirtschaft und
Krankenhäuser, Vorsitzender, SPD

2. Michael Föll, Stellvertretender 
Vorsitzender (ab 25.02.2003), 
Bankkaufmann, Stadtrat, CDU

3. Dr. Joachim Pfeiffer, 
Stellvertretender Vorsitzender, 
Direktor, Stabsabteilung für Wirt-
schafts- und Arbeitsförderung, CDU
(bis 20.02.2003)

4. Matthias Hahn, Bürgermeister, 
Referat Städtebau, SPD 

5. Robert Baumstark, Mechaniker-
meister, Stadtrat, SPD

6. Silvia Fischer, Berufsschullehrerin,
Stadträtin, Bündnis 90/Grüne

7. Marita Gröger, Fachkraft der 
Altenhilfe/ Ergotherapeutin, 
Stadträtin, SPD

8. Sonja Jäger, Selbst. Tierhomöopathin,
Stadträtin, CDU 

9. Manfred List, Buchhändler, 
Stadtrat, CDU 

10. Ursula Pfau, Hausfrau, 
Stadträtin, CDU 

11. Ingrid Saal-Rannacher, Ministerial-
rätin, Stadträtin, FDP/DVP 
(ab 28.11.2002)

12. Annette Sawade, Dipl. Chemikerin,
Stadträtin, SPD 

13. Wolfram Schöck, Direktor, 
Stabsabteilung Wirtschafts- und
Arbeitsförderung (ab 20.02.2003)

14. Corinna Werwigk-Hertneck, Rechtsan-
wältin, FDP/DVP (bis 28.11.2002)

15. Konrad Zaiß, Weinbaumeister, 
Stadtrat, FW 

Peter-Jürgen Röhr, Dipl.-Kfm., Vorsitzender
Michael Peter Haußer, Dipl.-Ing. (FH)

Prokuristen

Ralph A. Bernlochner, Dipl.-Oec.

Handlungsbevollmächtigte

Peter Bihlmaier, Betriebswirt
Christian Brabandt, Kaufmann der 
Grundstücks- und Wohnungswirtschaft
Bernd Friedrich, Dipl.-Ing. (FH)
Ulrich Stroh, Kaufmann der Grundstücks-
und Wohnungswirtschaft
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Organe der Gesellschaft

Aufsichtsrat Geschäftsführung
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Vaihingen-Lauchäcker, Neubau von 
48 Eigentumswohnungen sowie
12 Reiheneigenheimen.

Hinzu kommen Projektvorbereitungen für weitere
93 Verkaufsobjekte in Reihenhaus- und Geschoss-
bauweise.

unten:
Im Hintergrund die aus den 60er Jahren stammen-
de Wohnsiedlung „Lauchhau“, die sukzessive einer
Sanierung der Betonaußenfassaden unterzogen
wird.



Bericht der Geschäftsführung
Allgemeine Wirtschaftslage

Globalisierung in der Krise

Bis vor kurzem sah es noch so aus, als
könne nichts den Siegeszug der Globali-
sierung aufhalten. Mit der Macht eines
Naturgesetzes ordnete sich das globale
Kapital eine Volkswirtschaft nach der
anderen unter. Die internationalen Finanz-
märkte beherrschten die Weltwirtschaft.
Unerwartet hat sich das Bild verkehrt:
Nun bewirkt das Zusammentreffen so
unterschiedlicher Gefahren wie Lungen-
Seuche und Terrorismus, dass die Globali-
sierung stockt, und das in einer Situation,
in der die Weltkonjunktur ohnehin in die
Rezession zu fallen droht, in der die
Arbeitslosigkeit weltweit wächst und sich
die großen Wirtschaftsblöcke Europa und
Amerika politisch so zerstritten haben,
dass Fortschritte bei der weiteren Liberali-
sierung des Welthandels unwahrschein-
lich werden. Kein Wunder, dass der Chef-
Volkswirt von Morgan Stanley, Stephen
Roach, von einem „verhängnisvollen
Zusammentreffen von konjunkturellen,
strukturellen und geopolitischen Span-
nungen in einer zunehmend verletzbaren
Welt“ spricht. 

Ein Globalisierungsstopp wäre fatal und
würde zu enormen Wohlstandseinbußen
rund um den Globus führen. Vor allem
auch für Deutschland: Jeder fünfte
Arbeitsplatz hängt vom Welthandel ab.
Der Anteil der Ausfuhrwirtschaft und ihrer
Zulieferer am deutschen Bruttoinlandspro-
dukt liegt insgesamt bei über 50 %.
Bricht der Welthandel ein, trifft das nicht
nur die Industriestaaten, sondern glei-
chermaßen die Entwicklungsländer. 

Wenn auch die Globalisierung zum Scha-
den der Weltwirtschaft in die Krise gera-
ten ist, lässt sich das Rad nicht mehr
zurückdrehen: Globalisierung ist - zumin-
dest im Kern - ein irreversibler Prozess;
dafür sorgen schon die Menschen in aller
Welt, die von der internationalen Ver-

flechtung profitieren, so die Auffassung
von Fachleuten. 

Historisch gesehen war die Globalisierung
aber nie ein stetiger Prozess. Es hat immer
wieder Rückschritte und protektionisti-
sche Gegenbewegungen gegeben, wie
dies die Vergangenheit lehrt. Auf die Ent-
deckung Amerikas und neuer Seewege
nach Ostasien folgte die merkantilistische
Abschottungspolitik der großen Handels-
mächte. Die Expansion der Weltwirtschaft
vor dem Ersten Weltkrieg wurde im Gefol-
ge der Weltwirtschaftskrise von einer Pro-
tektionismuswelle beendet. Auch die
Liberalisierung des Welthandels nach dem
Zweiten Weltkrieg war begleitet von Ver-
suchen, die nationalen Volkswirtschaften
abzuschotten. Immer wieder sind Wellen-
bewegungen in der Politik und der öffent-
lichen Meinung festzustellen: Läuft die
nationale Wirtschaft gut, ist es leichter,
Widerstände gegen eine verstärkte Inte-
gration der Weltwirtschaft zu überwin-
den. In schlechten Zeiten steigen die Akti-
en der Protektionisten. Dies erklärt
aktuell, warum die US-Regierung immer
mehr zu Alleingängen neigt. 

Es bleibt zu hoffen, dass die Globalisie-
rungsgegner nicht Recht bekommen, die
in der Globalisierung „eine große Illusi-
on“ sehen. 

USA vor einer weltwirtschaftlichen 
Neuorientierung

Die in die USA - als größte Volkswirtschaft
der Welt - gesetzten Hoffnungen, die
Weltwirtschaft aus dem Tief zu ziehen
und als Zugpferd für neuen Aufschwung
zu sorgen, sind bislang nicht eingetreten.
Die Konjunkturdaten, gezeichnet von
hoher Arbeitslosigkeit, hohem Außenhan-
delsdefizit, hoher Verschuldung im öffent-
lichen wie privaten Sektor und angeschla-
genem Finanzsystem haben zu keiner
Trendwende in der Grundstimmung
geführt. Stimulierenden Einfluss konnten
auch nicht die historisch niedrigen Leitzin-
sen der US-Notenbank bewirken.
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Der zwischenzeitliche Sieg über das tota-
litäre Regime im Irak lässt Hoffnung auf
neue Konjunkturimpulse für die Weltwirt-
schaft schöpfen, wenngleich die USA von
einer politischen Stabilisierung im Nahen
Osten noch weit entfernt ist. Experten
meinen, dass die neue Weltordnung in
der Post-Saddam-Ära keinen globalen
Frieden verspricht. 

Es wird für die mehrheitlich den Irakkrieg
ablehnenden europäischen Staaten
schwer werden, an dem Wiederaufbau
des Landes partnerschaftlich beteiligt zu
werden, was für jede Volkswirtschaft
nicht nur eine enorme Herausforderung,
sondern auch eine große Chance in sich
birgt. Im Gegenteil, im Weißen Haus wird
ernsthaft darüber nachgedacht, kriegsun-
willige Staaten durch einen Sanktionsaus-
schuss international zu isolieren. Bislang
zeigen die USA, selbst gegenüber ihren
wenigen europäischen Verbündeten im
Irakkrieg, eher die Absicht, den Wieder-
aufbau im Alleingang zu schultern, um
sich vor allem den Zugriff auf die riesigen
Erdölvorräte politisch zu sichern. 

Keine Anzeichen für einen Aufschwung in
der Euro-Zone

Der Konjunktur in der Euro-Zone fehlt
jegliche Dynamik. Die jüngsten Wirt-
schaftsdaten haben sich fast ausnahmslos
verschlechtert. 

Das geht aus der aktuellen Befragung der
EU-Kommission hervor. Hinzu kommt,
dass die Industrieproduktion im Dezember
2002 deutlich nachgelassen hat. Allein
der Rückgang der Inflationsrate wirkte
stabilisierend. Besserung ist nicht erkenn-
bar, auch wenn die kriegerischen Ausein-
andersetzungen mit dem Irak glimpflicher
verlaufen sind, als zunächst befürchtet.
Für das Gesamtjahr 2003 dürfte kaum mit
einem Wirtschaftswachstum wesentlich
über 1,5 % zu rechnen sein.

Weitere Risiken werden in der Aufwer-
tung des Euros gegenüber dem US-Dollar

gesehen, wodurch die Wettbewerbsfähig-
keit europäischer Produkte auf dem Welt-
markt massiv beeinträchtigt ist. Die US-
Investmentbank Merrill Lynch prognos-
tiziert kaum noch Wachstums-Chancen
für die Euro-Zone und hat erst kürzlich
ihre Wachstumsprognose auf 0,8 von
zuvor 1,2 % in diesem Jahr und auf 1,8
von 2,4 % im kommenden Jahr gesenkt.
Damit würde sich das Wachstum gegen-
über dem vergangenen Jahr nicht
beschleunigen, denn schon 2002 ver-
zeichnete das Bruttoinlandsprodukt nur
eine Steigerung von 0,8 %.

Generell steht die Währungsunion vor
ihrer ersten ernsthaften Belastungsprobe.
Konjunkturflaute, Steuerlöcher, Konsum-
zurückhaltung, Stimmungstief und wach-
sende Staatsverschuldung haben sich zu
einer brisanten Mischung zusammenge-
braut.

Gleich vier der zwölf Mitgliedsländer dro-
hen Sanktionen, weil sie den Stabilitäts-
und Wachstumspakt verletzen, der 1996
als wichtigste Geschäftsgrundlage für die
neue Währung geschmiedet worden war.
Auch im laufenden Jahr muss eher mit
einer Verschärfung der Situation gerech-
net werden. Kämen die Staatsfinanzen
nicht bei allen Mitgliedern in Ordnung, so
die Sorge der Europäischen Zentralbank
(EZB), könnte der Stabilitätspakt und mit
ihm die neue Währung in Misskredit gera-
ten.

Gerade die dauerhafte Wachstums-
schwäche in Deutschland, der einstigen
Wachstumslokomotive der EU, bereitet
den Eurokraten in Brüssel ernstes Kopf-
zerbrechen. Zur Überwindung der 
ökonomischen und finanziellen Probleme
mahnen sie einen konsequenteren
Reformwillen an. Ob bei dieser Ausgangs-
lage die jüngst beschlossene Osterweite-
rung der EU ab 2004 die zeitlich richtige
Entscheidung war, dürfte angesichts der
zu erwartenden enormen Subventionsla-
sten zu bezweifeln sein.
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Konjunktur in Deutschland bleibt schwach

Deutschland befindet sich mittlerweile im
dritten Jahr anhaltend ausgeprägter
Wachstumsschwäche. Auch die Progno-
sen der sechs führenden Wirtschaftsfor-
schungsinstitute deuten in ihrem Früh-
jahrsgutachten auf wenig Besserung hin.
Danach wird die Wirtschaft in diesem Jahr
nur mehr noch um 0,5 % wachsen, nach
0,2 % im Vorjahr. Im kommenden Jahr
sagen die Forscher ein Wirtschaftswachs-
tum von 1,8 % voraus, das mit rd. 0,5 %
Wachstum darauf beruht, dass es sich um
ein Schaltjahr handelt und etliche Feierta-
ge auf Wochenenden fallen, wodurch sich
5 Arbeitstage mehr als in 2003 ergeben.
Trotzdem verbleibt das Wachstum in 2004
unterhalb der Wachstumsschwelle von 
2 %, ab der sich Konjunkturbelebung und
Abbau von Arbeitslosigkeit einstellt. 

Laut Gutachter soll das Schuldendefizit
erst 2004 mit 2,9 % unter die Obergren-
ze des Stabilitätspakts der EU von 3 %
des Bruttoinlandsprodukt sinken. Im ver-
gangenen Jahr hatte das deutsche Defizit
bei 3,6 % gelegen und wird im laufenden
Jahr 3,4 % erreichen.

Aktuell sehen sich die Haushälter von
Bund, Land und Gemeinde mit einer neu-
en Hiobsbotschaft konfrontiert, wonach
die Steuereinnahmen der Gebietskörper-
schaften im I. Quartal 2003 - trotz be-
schlossener Steuererhöhungen - um 
2,9 % gegenüber dem schon schlechten
Vorjahresquartal zurückgeblieben sind. In
Steuerschätzerkreisen wird ein zusätzli-
ches Finanzloch auf das Gesamtjahr hoch-
gerechnet von 9 bis 12 Mrd. € erwartet,
das durch höhere Staatsverschuldung aus-
geglichen werden muss. Als Gründe gel-
ten die verheerende Lage am Arbeits-
markt und die der Haushaltsplanung
fehlenden Steuermehreinnahmen aus
dem im Bundesrat gescheiterten Gesetz
zum Abbau von Steuervergünstigungen. 

Skeptischer sehen die Experten, ob der
beendete Irak-Konflikt die Weltwirtschaft
und damit die Konjunktur in Deutschland

beleben wird. Vielmehr gilt es hier zu Lan-
de, die hausgemachten Probleme mit
zupackenden Strukturreformen bei den
Sozialsystemen sowie im Bereich der Steu-
erpolitik, der Arbeitsmarktpolitik und der
Staatsverschuldung zu lösen. 

Außenhandel mit einem Doppelrekord

Dass die deutsche Wirtschaft bislang nicht
stärker eingebrochen ist, verdankt sie
allein der Außenwirtschaft. Dies bedeutet
natürlich auch eine gefährliche Abhängig-
keit von den ausländischen Märkten.

Die deutsche Exportwirtschaft konnte
2002 mit einem Doppelrekord abschlie-
ßen. Trotz weltweiter Konjunkturflaute
zogen die Ausfuhren laut Mitteilung des
Statistischen Bundesamtes nochmals um
1 % an.

Mit insgesamt 647 Mrd. € (2001: 638
Mrd. €) wurde ein Ausfuhrrekord mar-
kiert. Zugleich konnte die deutsche Wirt-
schaft ihre Position als Exportvizeweltmei-
ster - hinter den USA und vor Japan -
deutlich festigen. Aber auch der Über-
schuss in der Handelsbilanz - der Saldo
aus Ein- und Ausfuhren - weist den Stati-
stikern zufolge eine Bestmarke auf. Diese
resultiert allerdings aus dem Rückgang
der Importe um etwa 4 % auf 520 Mrd. €.
Unter dem Strich verbleibt ein Exportplus
von 127 Mrd. € nach dem bisherigen
Rekord von 95,5 Mrd. € im Jahr 2001. 

Exportbranche Nummer 1 war erneut die
Automobilindustrie. Die derzeit weltweit
anerkannten Produkte „Made in Ger-
many“ dürften allein mehr als 120 Mrd. €
zum Export beigetragen haben. In den
vergangenen 12 Monaten wurden 70 %
aller von den inländischen Fließbändern
rollenden Personenwagen jenseits der
Grenzen verkauft. Hinter den Automobil-
herstellern sind die Maschinenbauer und
die Chemie die größten Exporteure. Der
Wert der ausgeführten Waren und Dienst-
leistungen macht laut einer Analyse der
Bayerischen Landesbank 35 % des Brut-
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toinlandsproduktes aus. Die USA und
Japan kamen dagegen lediglich auf etwa
10,3 %. Auch bei den Nachbarn Frank-
reich, Italien und Großbritannien liegt die
Exportabhängigkeit bei 28 %. 

Ob allerdings der Exportmotor 2003 sein
Tempo halten oder gar nochmals erhöhen
kann, hängt in erster Linie von weltpoliti-
schen Faktoren ab. Der befürchtete politi-
sche Crash in der Golfregion ist in der
erwarteten Dimension nicht eingetreten.
Dämpfend könnte sich unter Umständen
die anhaltende Aufwertung des Euro
gegenüber dem US-Dollar auswirken.
Fachleute unterstellen der US-Regierung
eine bewusste Abkehr von der Politik des
starken Dollars, um die eigenen Exporte
und damit die heimische Wirtschaft anzu-
kurbeln.

Als Puffer gegen drastische Schwankun-
gen der Devisenkurse zahlt sich nunmehr
die Europäische Währungsunion aus. In
die 11 Partnerländer der EU gingen im
vergangenen Jahr mit 275 Mrd. € etwa
43 % der gesamten deutschen Ausfuh-
ren. 

Die Arbeitslosigkeit steigt und steigt

Wegen der anhaltenden Wirtschaftsflaute
ist auf dem Arbeitsmarkt keine Trendwen-
de in Sicht. Jeder Zehnte im arbeitsfähi-
gen Alter ist mittlerweile von Arbeitslosig-
keit betroffen. Ende Dezember 2002
meldeten die Arbeitsämter 4,26 Mio.
Menschen ohne Job. Damit lag die Quote
bei 10,1 %. Im Osten war die Quote mit
18,4 % doppelt so hoch wie im Westen
mit 8,2 %. Jahresdurchschnittlich waren
2002 4,06 Mio. Menschen ohne Arbeit.
Erstmals seit 5 Jahren ist wieder ein
Anstieg der Arbeitslosigkeit von einem
Jahr auf das andere zu verzeichnen. 

In Baden-Württemberg erreichte die
Arbeitslosenquote im Dezember 2002 mit
5,8 % den höchsten Stand seit Dezember
1999. Damals lag der Wert bei 6,2 %. Im
Bundesvergleich nimmt Baden-Württem-

berg eine lobenswerte Sonderstellung,
gefolgt von Bayern mit einem Wert von
6,7 %, ein.

An der gesamtwirtschaftlichen Schwäche
hat sich auch im laufenden Jahr wenig
geändert, weshalb nach den jüngsten
Arbeitslosenzahlen vom April 2003 in
Gesamtdeutschland 4,5 Mio. Menschen
arbeitslos gemeldet waren. Dies sind zwar
112.700 Arbeitslose weniger als im Vor-
monat März, aber 471.000 mehr als im
Vorjahresvergleichsmonat. Die Arbeitslo-
senquote liegt damit bei 10,8 %, woran
der Osten mit 19,1 % und der Westen
mit 8,6 % partizipieren. Die erhoffte
Frühjahrsbelebung ist nicht eingetreten
und auch eine Trendwende zur Besserung
nicht in Sicht.

Erfreulicher sind die Arbeitsmarktdaten
von Baden-Württemberg mit 343.200
Arbeitslosen oder 6,3 %. 

Ebenso hebt sich der Ballungsraum Stutt-
gart als Zentrum von Automobil- und
Maschinenbau sowie High-Tech-Industrie
von der übrigen Arbeitsmarktlage positiv
ab. Die Arbeitslosenquote für den Arbeits-
amtbezirk Stuttgart mit den umliegenden
Landkreisen beträgt aktuell 6,7 %, für die
Landeshauptstadt selbst 7,3 %.

Die schlechten Konjunkturprognosen las-
sen nach Expertenmeinung vermuten,
dass die Arbeitslosigkeit längst noch nicht
den Gipfel erreicht hat und es zu weiteren
Kündigungswellen kommt. Beispiele dafür
sind das sich personell gesundschrump-
fende Handwerk, die Bauindustrie, die
Touristikbranche und neuerdings auch das
Bankgewerbe. Es wäre kaum vermessen,
anzunehmen, dass die Arbeitslosenzahlen
in Deutschland im kommenden Winter die
nächste Millionen-Marke überschreiten.

Die als Folge der Arbeitslosigkeit auf die
Sozialsysteme drückenden Lasten sind
kaum mehr finanzierbar. Jüngsten
Erkenntnissen des Bundesrechnungshofes
zufolge, entfallen etwa 1/5 aller offiziell
registrierten Arbeitslosen auf sog. Schein-

12



arbeitslose, die sich den Übergang zur
Rente und zur Aufbesserung ihrer beste-
henden Rentenansprüche vom Staat finan-
zieren lassen, ohne ernsthaft an einer
neuen Beschäftigung interessiert zu sein. 

Zudem blüht die Schwarzarbeit oder
Schattenwirtschaft in Deutschland auf
Rekordniveau. Nach Meinung des Instituts
für Angewandte Wirtschaftsforschung
(IAW) in Tübingen beträgt der Anteil der
Schattenwirtschaft gemessen am offiziel-
len Bruttosozialprodukt derzeit 16,3 %
und wächst jährlich um 3 bis 4 %. Typi-
sche Branchen sind Baugewerbe, Hand-
werk und Gastronomie. Damit übertrifft
das Wachstum der illegalen Wirtschafts-
bereiche das reguläre Wirtschaftswachs-
tum um ein Vielfaches. Trotzdem liegt
nach Expertenmeinung Deutschland 
auf diesem Sektor nur im Mittelfeld der
Wirtschaftsgemeinschaft OECD (Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung), wenngleich mit den
höchsten Wachstumsraten. Durch
Schwarzarbeit wurden in 2002 an der
legalen Wirtschaft und am Fiskus vorbei
Wertschöpfungen von 350 Mrd. € ge-
tätigt; ein volkswirtschaftlicher Schaden
von gigantischem Ausmaß. Die Haupt-
gründe der Schwarzarbeit sind in der zu
hohen Steuer- und Abgabenlast sowie in
den starken Reglementierungen am
Arbeitsmarkt zu suchen. 

Als kleinen Schritt in die richtige Richtung
ist daher die derzeit in Diskussion stehen-
de Lockerung des Meisterzwangs im
deutschen Handwerk zu begrüßen. Auf
diesem Wege werden neue Existenzgrün-
dungen von Kleinunternehmern ermög-
licht und bestehende Betriebe ohne Mei-
ster - trotz offizieller Gewerbeanmeldung -
als Schwarzarbeiter entkriminalisiert. 

Neuer Rekord bei Insolvenzen

In Deutschland sind 2002 so viele Firmen
in Insolvenz gegangen wie in keinem
anderen westeuropäischen Land. 37.700
Unternehmen brachen zusammen - mehr
als je zuvor in der Nachkriegszeit, so die
Wirtschaftsauskunftei Creditreform. Die
Aussichten für 2003 scheinen nicht viel
besser zu sein: Im laufenden Jahr erwartet
Creditreform bis zu 42.000 Firmenpleiten.

Bundesweit verloren 590.000 Beschäftig-
te im vergangenen Jahr ihren Job. In
Westeuropa zählte Creditreform 241.000
ruinierte Firmen. Spanien und Norwegen
verzeichnen nach Deutschland die höch-
sten Zuwächse. Deutschland führt zum
zweiten Mal in Folge die Pleitenstatistik 
in Europa an. Damit liegt Deutschland
sowohl bei der absoluten Zahl der Insol-
venzen als auch bei der Steigerungsrate
vor allen anderen Ländern Westeuropas.
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Stuttgart-Giebel,
Mittenfeldstr. 98 -117,
Sanierung und 
Nachverdichtung
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Die Bundesrepublik hat bereits „das Plei-
tenniveau der USA erreicht“, betont Cre-
ditreform. Die meisten Firmenzusammen-
brüche betrafen den Bau und das
Dienstleistungsgewerbe. Den Deutschland
durch Insolvenzen in 2002 entstandenen
Gesamtschaden beziffern Experten mit
38,4 Mrd. €.

Bankenkrise wird zur ernsthaften Gefahr
für die deutsche Wirtschaft

Die Wirtschaftsflaute beschert den deut-
schen Banken immer mehr fallierende
Kredite und auch die Börsenbaisse bringt
die Bankbilanzen in Schieflage. Als Folge
davon verleihen die Banken immer weni-
ger neues Geld, wodurch selbst seriöse
Unternehmen Probleme haben, rentable
Investitionsprojekte finanziert zu bekom-
men. Es droht ein Teufelskreis, der an
japanische Verhältnisse erinnert: Die Kre-
ditklemme treibt die Unternehmen in die
Pleite, die Banken müssen weiter ab-
schreiben und so weiter. Die Kreditverga-
be der Banken ist nominal so gering wie
seit Mitte der 70er Jahre nicht mehr; real
ist sie sogar negativ.

Diese Entwicklung hat mehrere Ursachen:
Das drastisch verschlechterte wirtschaftli-
che Umfeld in Deutschland führt zu
immer mehr Insolvenzen - betroffen sind
zunehmend auch Groß-Unternehmen.
Zudem zahlen die Banken die Zeche für
starke Expansionen ihrer Kunden im Aus-
land - Mega-Pleiten wie Enron, Worldcom
und Swissair mit enormen Schadenspo-
tential sind jüngste negative Beispiele.

Es ist daher nicht verwunderlich, dass
heute die Finanzhäuser immer mehr Geld
für potenziell platzende Kredite zur Seite
legen. Die Risikovorsorge hat in den ver-
gangenen Jahren dramatische Ausmaße
angenommen.

Ein mageres Kreditwachstum ist in einer
wirtschaftlichen Schwächephase per se
nicht ungewöhnlich. Denn wenn die Kon-
junktur stottert, halten sich Unternehmen

mit ihren Investitionen und Kreditwün-
schen zurück. Gefährlich wird es für die
Gesamtwirtschaft erst dann, wenn nicht
nur die Nachfrage, sondern auch das
Angebot an Krediten sinkt - Experten
sprechen von einem „Credit Crunch“.

Noch werten die Ökonomen die restrikti-
vere Kreditvergabe als Signal, dass die
Banken versuchen, ihre Profitabilität zu
retten. Es geht um die Verbesserung der
Margen und noch nicht um die Sicherung
der Liquidität. Die Gewinnspanne der
deutschen Finanzhäuser gilt im internatio-
nalen Vergleich als niedrig - vor allem
wegen der Strukturprobleme der Branche:
Deutschland ist mit 2.500 Banken over-
banked. 

Mit Hilfe der KfW Kreditanstalt für Wie-
deraufbau soll in einem Gemeinschaftsun-
ternehmen den großen deutschen Geld-
häusern wieder Luft verschafft und die
Abwärtsspirale gestoppt werden. Diese
Zweckgesellschaft hat zum Ziel, bereits
bestehende Kredite der Banken höchster
Bonität - sog. Triple A-Adressen mit dem
Gütesiegel externer Rating-Agenturen -
zu bündeln und zu verbriefen, um diese
anschließend am Kapitalmarkt an institu-
tionelle Kapitalanleger, wie Versicherer
und Fondsgesellschaften, weiter zu ver-
kaufen. Dadurch ließe sich die ange-
spannte Lage der Banken spürbar ent-
schärfen, indem diese Kredite in den
Bankbilanzen nicht mehr in Erscheinung
treten und infolgedessen auch nicht mit
dem gesetzlich geforderten Eigenkapital
zu unterlegen sind. Durch den Kreditver-
kauf im Wege der Verbriefung, wobei an
ein hohes zweistelliges Milliarden-Euro-
Volumen gedacht ist, eröffnet sich Spiel-
raum für neue Kreditvergaben, ohne dass
zusätzliches Eigenkapital bereitzustellen
ist. Fachleute mutmaßen daher, die
Zweckgesellschaft könnte sich - sofern
von der EU genehmigt - als gigantisches
Konjunkturpaket entpuppen, das die
schwache deutsche Wirtschaft ankurbelt
und den akuten Kreditbedarf von Unter-
nehmen, Kommunen und Häuslesbauern
bei weitem deckt. 
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Krise der deutschen Bauwirtschaft im
neunten Jahr

„Aus der Konjunkturlokomotive Bau ist
eine gesamtwirtschaftliche Bremse gewor-
den“, so das Fazit des Präsidenten des Zen-
tralverbandes des Deutschen Baugewerbes.
„Ohne eine Stabilisierung der Bauwirt-
schaft werde es in Deutschland keinen
wirtschaftlichen Aufschwung geben“.

Im vergangenen Jahr sind die Bauinvesti-
tionen um 5,9 % auf 214,2 Mrd. €
zurückgegangen. Damit ist noch kein
Ende erreicht. Für 2003 erwartet der Ver-
band einen weiteren Rückgang der Bauin-
vestitionen um 2,5 %. Erst 2004 kann
„unter optimistischen Prämissen“ damit
gerechnet werden, dass sich die Bauinve-
stitionen auf niedrigem Niveau stabilisie-
ren. Die Sanierung und Modernisierung
im Gebäudebestand zählt gegenwärtig
zum Hoffnungsträger der Branche.

Die Zahl der Beschäftigten im Bauhaupt-
gewerbe ist um 7,8 % auf 880.000
gesunken. Vermutlich werden im laufen-
den Jahr nochmals mindestens 40.000
Bauarbeiter ihre Stellen verlieren. Damit
hat der Bau seit Mitte der 90er Jahre
mehr als eine halbe Mio. Jobs verloren. 

Als Katastrophenjahr bezeichnet auch 
der Hauptverband der Deutschen Bauin-
dustrie das Jahr 2002. Er rechnet im 
laufenden Jahr mit einem weiteren
Umsatzminus von 4 %. Dabei werden der
Wohnungsbau um 6 %, der Wirtschafts-
bau um 3 % und der Öffentliche Bau um
2,5 % schrumpfen.

Auch die Bauwirtschaft im Südwesten
rechnet in 2003 mit einem Verlust von
mehr als 10.000 Arbeitsplätzen und
einem Umsatzminus von bis zu 5 %. Von
Januar bis November 2002 gingen im
Land 248 Baubetriebe insolvent und
7.000 der 110.000 Arbeitsplätze verloren.
Die Umsätze der fast 8.000 Firmen san-
ken um 2,9 % auf knapp 10,5 Mrd. €, so
der Präsident der Landesvereinigung Bau-
wirtschaft.

Der Zentralverband des deutschen Hand-
werks (ZDH) spricht von einem „raben-
schwarzen Jahr 2002“. Der Stellenabbau
im Handwerk hat sich im vergangenen
Jahr beschleunigt. Wie das Statistische
Bundesamt mitteilt, sank die Zahl der
Beschäftigten 2002 gegenüber dem Vor-
jahr um 5,3 %. 2001 hatte das Minus 
3,9 % betragen und 2000 3,3 %. Nach
Angaben des ZDH brach die Zahl der Stel-
len 2002 branchenweit um 287.000
gegenüber dem Vorjahr ein. Die Hand-
werksbetriebe beschäftigten noch 
5,4 Mio. Menschen. Angesichts der Ent-
wicklung im ersten Quartal erwartet der
Verband in diesem Jahr einen ähnlichen
Rückgang bei den Beschäftigtenzahlen.
Die Umsätze schrumpften laut ZDH im
vergangenen Jahr um 25 Mrd. € auf 
484 Mrd. €.

Absturz im Wohnungsbau

Im Jahr 2002 wurden in ganz Deutschland
289.600 Wohnungen fertig gestellt. Das
waren nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes 36.600 Baufertigstellungen
oder 11,2 % weniger als im Vorjahr. Auf
Neubauwohnungen in Wohngebäuden
entfallen 253.700 Einheiten, auf Ausbau-
ten bestehender Gebäude 29.700 Einhei-
ten und auf Einbauten in Nichtwohnge-
bäude 6.200 Einheiten. Deutlich weniger
Neubauwohnungen gab es für Wohnun-
gen in Mehrfamilienhäusern (./. 20 %; dar-
unter Eigentumswohnungen ./. 19,3 %).
Auch wurden weniger Neubauwohnun-
gen in Zweifamilienhäusern (./. 8,6 %)
und in Einfamilienhäusern (./. 6,2 %)
erstellt. Die neuen Bundesländer sind an
den Gesamtwohnungsbauleistungen
2002 mit 50.000 Wohneinheiten 
(./. 14 %) beteiligt.

Mit diesen Produktionsziffern hat sich der
Wohnungsbau seit Mitte der neunziger
Jahre mit ungefähr 600.000 Neubauwoh-
nungen um mehr als die Hälfte reduziert.
Der Abstieg gleicht der Zeit vor der politi-
schen Wende. Im Jahr 1988 war der Woh-
nungsbau in Westdeutschland auf den
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bisher niedrigsten Stand von 208.600
zurückgefallen (Fertigstellungsrekord war
1974 mit 714.000 neuen Wohnungen).
Kurz nach der politischen Wende mit der
Öffnung der Grenzen im Osten hatte 
eine Bevölkerungswanderung mit mehr
als 4 Mio. Aus- und Übersiedlern in Rich-
tung Westdeutschland den Bedarf an
Wohn- und Arbeitsraum in die Höhe kata-
pultiert. Der danach einsetzende Bau-
boom hat diesen Bedarf gedeckt. Seit
Mitte der neunziger Jahre wird von 
einem Überangebot an Wohnraum
gesprochen. In Ostdeutschland stehen zur
Zeit ungefähr 1,3 Mio. Wohnungen leer.
Doch auch in Westdeutschland haben
Verlagerungen von Unternehmen und
Arbeitsplatzabbau zu einer Abwanderung
jüngerer Bevölkerungsschichten in Wachs-
tumsregionen wie München, Stuttgart
und Frankfurt geführt. Der Wohnungs-
markt in Deutschland ist somit tief in sich
gespalten. 

Nach einer Studie der Landesbausparkas-
sen (LBS) wird der Wohnungsbau in
Deutschland im laufenden Jahr 2003 auf
den niedrigsten Stand in der deutschen
Nachkriegsgeschichte sinken. Voraussicht-
lich werden in Ost- und Westdeutschland
zusammen nur noch 250.000 neue Woh-
nungen fertig gestellt. Indiz dafür sind die
deutlich zurückgegangenen Baugenehmi-
gungen, nicht zuletzt aufgrund der steu-
erpolitischen Fehlweichenstellung durch
das im Bundesrat (vorerst) gescheiterte
Steuervergünstigungsabbaugesetz. Ver-
blieben ist in der Bevölkerung und der
institutionellen Wohnungswirtschaft ein
durch diese Gesetzesinitiative geschürtes
Misstrauen, ob nicht in modifizierter Form
Kürzung von Eigenheimzulage, Spekula-
tionssteuer auf nicht selbst genutztes
Wohneigentum und Mindestbesteuerung
ggf. in Verbindung mit einer zeitlich befri-
steten Verlustverrechnungsbeschränkung
für Kapitalgesellschaften zurückkehren.
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Dabei verkennt die Politik, wie es der Prä-
sident des GdW Bundesverbandes deut-
scher Wohnungsunternehmen in seinem
Artikel „Politikfolgeabschätzung statt
politischem Kahlschlag“ zutreffend for-
muliert, dass die Bau- und Wohnungs-
wirtschaft wie keine andere Branche die
nötigen binnenwirtschaftlichen Impulse
für Konjunktur und Wachstum setzen
könnte. „Es habe in Deutschland noch nie
einen Aufschwung ohne die Bauwirt-
schaft und schon gar nicht entgegen dem
Trend der Baukonjunktur gegeben“. 

Nach Meinung von Experten liegt der
tatsächliche Neubaubedarf in diesem
Jahrzehnt immer noch in der Größenord-
nung von jährlich 350.000 bis 400.000
Wohnungen, weil jedes Jahr allein durch
Abriss, Zusammenlegung und Umwid-
mung 100.000 Wohnungen dem Markt
entzogen werden. Andererseits nimmt die
Bevölkerung von Deutschland - insbeson-
dere durch Migrationsgewinne - ständig
zu und die Zahl der Haushalte wird nach
offiziellen Schätzungen mindestens bis
zum Jahr 2015 weiter wachsen. Gleichzei-
tig steigt der Wohnflächenverbrauch pro
Bürger von Jahr zu Jahr und beträgt mitt-
lerweile im Schnitt 40 m2 Wfl. Eine Größe-
nordnung, die von vielen Ländern Europas
noch deutlich überschritten wird.

Auch Baden-Württemberg liegt im Trend
abnehmender Wohnbauleistungen. Nach
Angaben des Statistischen Landesamtes
wurden im Jahr 2002 37.700 Wohnungen
neu erstellt, was einem Minus gegenüber
dem Vorjahr von 11 % entspricht.
Während der Rückgang bei den 1- und 2-
Familienhäuser 8 % betrug, reduzierte
sich der Bau von Mehrfamilienobjekten
mit 16 % um das Doppelte. Damit wur-
den 2002 etwa 20.600 1- und 2-Familien-
häuser erstellt und 12.700 Wohnungen in
Mehrfamilienhäusern. Aufgrund der guten
Wirtschaftskraft von Baden-Württemberg
und insbesondere des Ballungsraums von
Stuttgart, welche eine starke Binnenwan-
derung auslöst, ist nach Fachmeinung ein
jährlicher Neubaubedarf von 50.000
Wohnungen geboten, um der erwarteten

Nachfrage entsprechen zu können. Da
Baden-Württemberg das Land der sog.
Häuslesbauer ist, wird zudem im Zusam-
menhang mit der in Diskussion stehenden
Abschaffung oder Beschränkungen der
steuerlichen Eigenheimförderung eine
Regionalisierung der Eigenheimzulage
empfohlen.

Stuttgart ist metropoler Mittelpunkt eines
der wirtschaftsstärksten Ballungsräume
der Bundesrepublik. Abzulesen ist dies an
dem weitgehend krisensicheren Arbeits-
markt, der Motor für ein spürbares Bevöl-
kerungswachstum ist und einer unter-
durchschnittlichen Arbeitslosenquote.

Schließlich kann Stuttgart eine außerge-
wöhnliche Erfolgsbilanz vorweisen: Dritt-
größter Automobilstandort der Welt,
drittgrößter Banken- und Finanzplatz
Deutschlands, exportstärkste Region in
Europa, High-tech-Region Nr. 1 in Europa.
Hinzu kommen eine Vielzahl von Weltun-
ternehmen und innovativen Mittelständ-
lern, die ihren Sitz in oder um Stuttgart
haben. Es verwundert nicht, dass Stutt-
gart einer jüngsten Studie zufolge unter
den 12 größten Städten Deutschlands das
zweitgrößte Wirtschaftswachstum im pro-
duzierenden Gewerbe aufweist. 

Wie aus der Bevölkerungsbilanz für 2002
des Statistischen Amts der Stadt Stuttgart
hervorgeht, konnten im vergangenen Jahr
annähernd 1.500 neue Bürger hinzuge-
wonnen werden, so dass die Einwohner-
zahl nunmehr bei 591.500 liegt. Die 
hinter dieser Zahl stehenden Wande-
rungsbewegungen kennzeichnen zugleich
eine hohe Mobilität in der Gesellschaft,
denn dem Wegzug von 42.400 Menschen
in 2002 entsprechen im gleichen Zeitraum
Zuzüge von 44.200. 
Tendenziell wird mit langsam steigenden
Einwohnerzahlen gerechnet. Einen nicht
unbedeutenden Anteil an der Stuttgarter
Gesamtbevölkerung haben die ausländi-
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Landeshauptstadt Stuttgart und
Stuttgarter Wohnungsmarkt



schen Mitbürger. Knapp 133.300 Men-
schen ohne deutschen Pass waren zum
Jahreswechsel gemeldet, was einem
Anteil von 22,5 % entspricht.

Trotz unbestrittener wirtschaftlicher Dyna-
mik ist für Stuttgart die topographische
Kessellage nachteilig. Gerade 200 km2

Flächenausdehnung auf Stuttgarter Mar-
kung stehen 900 km2 regionales Umland
mit den Landkreisen Böblingen, Esslingen,
Göppingen, Ludwigsburg und Waiblingen
gegenüber. Die Stadt-Land-Wanderung ist
deshalb aus Sicht der die Hauptinfrastruk-

turlasten tragenden Großstadt eine uner-
freuliche Begleiterscheinung. Hinzu
kommt, dass meist die junge, einkom-
mensstärkere Bevölkerungsschicht das
neue Zuhause im Umland sucht. Zu dieser
Entwicklung trägt nicht zuletzt die hervor-
ragende öffentliche Verkehrsanbindung
per Stadtbahn bis tief in die Region bei.
Als natürliches Marktregulativ greift all-
mählich nach den Gesetzen von Angebot
und Nachfrage, dass auch die Randum-
landgemeinden sich immer stärker den
Grundstückspreisen von Stuttgart
annähern. 
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Stuttgart-Mönchfeld,
Makrelenweg 
(Bestandssanierung)



Da der Wegzug aus Stuttgart der Stadt
schmerzliche Steuereinbußen im Finanz-
ausgleich beschert, wird dieser Entwick-
lung gezielt durch das städtische Sonderbau-
programm „Preiswertes Wohneigentum“,
vorzugsweise für junge Familien, begeg-
net. Da ein Reihenhausteil mit über 
110 m2 Wfl. nach heutigen Preisverhält-
nissen in der Regel zu 200 T€ erworben
werden kann und dabei von Stadt und
Land hoch subventioniert wird, erfreut
sich diese Bebauung größter Beliebtheit.
Nach eigenen Angaben der Landeshaupt-
stadt konnte bisher auf diesem Wege
1.300 Familien zu eigenen vier Wänden
verholfen und diese als Bürger in der
Stadt gehalten werden. Mit jährlich 150
geförderten Wohneinheiten dieser Art 
soll die „Erfolgsstory“ fortgeschrieben
werden. 

Diesen kommunalen Zielen sind jedoch
durch das topographisch nicht beliebig
vermehrbare Bauplatzangebot Grenzen
gesetzt. Aus der Knappheitssituation her-
aus erklärt sich, dass Stuttgart zu den
Großstädten mit den teuersten Grund-
stückspreisen zählt. Zunehmend soll da-
her auch industrielles Brachland dem
Wohnungsbau zugeführt werden. Sinn-
gemäßes gilt für Flächenrecycling von
ausgewohnten Siedlungsquartieren, die
durch Abriss und Neubebauung eine
quantitativ und qualitativ höherwertigere
Wohnnutzung zulassen. 

Nach einer Phase der Entspannung auf
dem Stuttgarter Wohnungsmarkt treten
in jüngster Zeit verstärkt Versorgungseng-
pässe im Mietwohnungssektor auf. Dies
nicht nur im Bereich des preisgünstigen
Wohnraums, sondern auch in den übrigen
Preissegmenten. Vor allem die nach Stutt-
gart neu hinzuziehenden Arbeitskräfte
haben enorme Schwierigkeiten, am Markt
eine passende und bezahlbare Wohnung
zu finden. Insoweit ist zu begrüßen, dass
Stadt und Land in 2003 den Neubau mit
240 Mietwohneinheiten zugunsten unter-
schiedlicher Einkommensgruppen offensiv
fördern. 

Die Stadt fördert im Rahmen ihrer finanzi-
ellen Möglichkeiten den Miethausneubau
komplementär zum Land und den Bau
preisgünstigen Wohneigentums. Hierzu
stellt sie verbilligte Grundstücke in Erb-
pacht oder in Realeigentum zur Verfü-
gung. Modellhaft wird zudem in einem
Pilotprojekt der Bau von 85 Mietwohnun-
gen für mittlere bis gehobenere Einkom-
mensbezieher gefördert.

Der örtliche Mieterverein geht weiterhin
von einem Fehlbestand an preiswertem
Mietwohnraum von einigen tausend
Wohneinheiten aus.

Statistisch teilen sich in Stuttgart bei
einem Gesamtwohnungsbestand von
291.000 Einheiten 2 Bürger eine Woh-
nung; auf Wohnfläche pro Einwohner
bezogen, entspricht dies etwa 37 m2. Der
Anteil der 1- und 2-Personen-Haushalte
liegt bei fast 75 %.

Weniger als 7 % aller Stuttgarter Woh-
nungen (19.300 Einheiten) - insbesondere
die der SWSG - sind gebunden mit Bele-
gungsrechten der Stadt; durch vorzeitige
Fördermittelablösung und regulären Bin-
dungsauslauf in der Tendenz jährlich fal-
lend. Fluktuation und Leerstandsausfälle
haben marktbedingt deutlich abgenom-
men. 

Stuttgart-Hallschlag,
Sparrhärmlingweg.
(Abschnittsweise 
Totalsanierung der 
Altgebäudesubstanz)
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Stuttgart-Hallschlag, Sparrhärmlingweg.
Abschluss der Quartiersanierung in 2004 mit 
99 Wohnungen in zeitgemäßem Standard.



Stuttgart-Fasanenhof,
Solferinoweg 
(Totalsanierung)

Dass freie Investoren sich bisher in Stutt-
gart im Wohnungsbau wenig engagieren,
liegt nach deren Auffassung daran, dass
das Mietniveau in Relation zu den Bau-
und Grundstückspreisen und im Vergleich
zu anderen Großstädten in der Bundes-
republik zu niedrig und damit kaum 
renditeträchtig ist. Der gültige amtliche
Mietspiegel 2002, dessen Vergleichs-
mieten sich zwischen € 4,05 und 
€ 9,55/m2 Wfl. + Mt. bewegen, weist
eine Durchschnittsmiete aller im Miet-
spiegel qualifizierten Wohnungstypen von
€ 6,54 aus.

In Stuttgart wurden im Jahr 2002 930
Wohneinheiten (./. 15,7 %) fertig gestellt,
nach 1.103 im Vorjahr. Die Baugenehmi-
gungen mit 709 Wohneinheiten (./. 17 %)
in 2002 nach 854 im Vorjahr zeigen sin-
kende Tendenz. Nach dem inzwischen mit

65,8 Mio. € finanziell ausgestatteten Lan-
deswohnraumförderungsprogramm 2003
werden 3.250 Wohnungen gefördert.
Wenngleich der Schwerpunkt mit 2.100
Einheiten erneut auf der Eigentumsförde-
rung liegt, ist zu begrüßen, dass der
Soziale Mietwohnungsbau mit 1.150 Ein-
heiten berücksichtigt wurde. Von der Lan-
deshauptstadt Stuttgart wurden 435
Wohnungen inklusive neubaugleicher
Modernisierung zur Förderung angemel-
det, was bezogen auf Mietwohneinheiten
einem Anteil von 38 % oder nach Förder-
volumen einem solchen von 60 % ent-
spricht. Es besteht berechtigte Hoffnung,
dass sich für den expandierenden Wirt-
schaftsraum Stuttgart eine mittelfristige
Verstetigung der Wohnungsbautätigkeit
und der Wohnraumförderung erreichen
lässt. 

Stuttgart-Fasanenhof,
Anne-Frank-Weg
(KfW-Modernisierung)
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Stuttgart-Fasanenhof (umfassende Bestandssanierung und Gebietsneuordnung)

Kurt-Schumacher-Straße/
Kreisauer Weg
Neubau von 
60 Mietwohneinheiten
(2003)

Kreisauer Weg/ 
Graf-von-Galen-Straße
Sanierung von 
116 Mietwohneinheiten
(2005)

Solferinoweg
Abschnittsweise Sanierung
von 150 Mietwohneinheiten
mit Abriss und ergänzender
Neubebauung 
(Im Bau seit 2001)

Anne-Frank-Weg
Sanierung von 
72 Mietwohneinheiten 
(bis 2003)

Markus-Schleicher-Straße/
Graf-von-Galen-Straße
Sanierung von 
48 Mietwohneinheiten 
(2003/2004)



Im Bau befindlich 
36 Eigentumswohnungen
in Passivbauweise.
In der Projektvorbereitung
weitere 28 Haus-im-Haus-
Typen, teilweise im „Preis-
werten Wohneigentum“

Bauplatz für ein Klein-
versorgungszentrum auf
dem Quartier des 
historischen Gutshofes
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Konversionsgebiet Stuttgart-Burgholzhof
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Spatenstich 
Passivhäuser
am 22.07.2002

Modellfoto Passivhäuser Aktueller Bautenstand Passivhäuser
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Weitere Informationen zum Geschäftsverlauf – Neubautätigkeit

Im Geschäftsjahr 2002 wurde nachstehendes Bauvolumen bearbeitet:

1. Fertigstellungen in 2002
Kostenvoranschlag/

SoE/ Verkaufswert/
WE GE Ga Bauabrechnung

rd. T€

Anlagevermögen

Neubauten Miethäuser

Stuttgart-Freiberg, Balthasar-Neumann-Straße 95 - 101
(Ersatzbebauung/I. BA) 26 - - 2.763,0

Durchgreifende Gebäudemodernisierung

Stuttgart-Fasanenhof, Anne-Frank-Weg 1 A - D 24 - - 2.562,7
Stuttgart-Degerloch, Epplestr. 33 7 1 - 1.427,8
Stuttgart-Dürrlewang, Eulerstr. 15 A - E (II. BA) 24 - - 1.659,0
Stuttgart-Hedelfingen, Hedelfinger Str. 151 - 157 31 - - 3.204,0
Stuttgart-Mönchfeld, Makrelenweg 2 - 8 (II. BA) 18 - - 1.402,0
Stuttgart-Giebel, Mittenfeldstr. 101, 115 + 117 (I. BA) 30 - - 2.768,4
Stuttgart-Ost, Parkstr. 1 - 5, Roserweg 2 - 10 44 - - 4.980,8
Stuttgart-Fasanenhof, Solferinoweg 15 A - F 30 - 59 4.555,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, Sparrhärmlingweg 67 A - C (IV. BA) 17 - - 1.984,9

225 1 59 24.544,6

Modernisierungen nach KfW-Programm 

Stuttgart-Freiberg, Suttnerstr. 9 + 11 (III. BA) 32 - - 788,3
Anlagevermögen gesamt 283 1 59 28.095,9

Umlaufvermögen

Neubau Eigenheime

Stuttgart-Weilimdorf, Althausen, Hausenring 24 - 30, 
Heckwiesenweg 17 A + B 5 - - 1.257,9
Stuttgart-Weilimdorf, Fasanengarten, Weingartenbergle 6 - 32 3 - 3 879,2
Stuttgart-Vaihingen, Ida-Kerkovius-Weg 8 - 30 12 - 12 3.047,0
Kornwestheim, Neckarpark (ehem. Ludendorff-Kaserne) 3 - 3 901,6
Ostfildern-Scharnhausen, Oskar-Schlemmer-Weg 32 - 50,
In den Holzwiesen 31 - 45 7 - - 2.051,0

30 - 18 8.136,7
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Kostenvoranschlag/
SoE/ Verkaufswert/

WE GE Ga Bauabrechnung
rd. T€

Neubau Eigentumswohnungen

Stuttgart-Nord, Eckartstr. 6 - 12, Media-Forum I 5 - 36 1.108,9
Stuttgart-Weilimdorf, Fasanengarten, 
Heimerdinger Weg 5 -17 1 - 1 217,3
Stuttgart-Bad Cannstatt, James-F.-Byrnes-Str. 2
(ehem. Robinson-Barracks) 1 - 1 182,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, James-F.-Byrnes-Str. 6 - 12
(ehem. Robinson-Barracks) 2 - 2 371,6
Stuttgart-Bad Cannstatt, Prießnitzweg 39
(ehem. US-Hospital) 10 - 2 1.459,1
Stuttgart-Bad Cannstatt, Roter Stich 125 + 127
(ehem. Robinson-Barracks) 5 - 6 818,9
Stuttgart-Bad Cannstatt, Roter Stich 129
(ehem. Robinson-Barracks) 2 - 1 385,8
Stuttgart-Weilimdorf, Wohn- und Geschäftshaus „Löwen“ - 3 1 573,5

26 3 50 5.117,1
Umlaufvermögen gesamt 56 3 68 13.253,8

Gesamte Fertigstellungen 2002 339 4 127 41.349,7

2. Bauüberhang nach 2003

Anlagevermögen

Neubauten Miethäuser

Stuttgart-Freiberg, Balthasar-Neumann-Straße 83 - 93
(Ersatzbebauung/II. BA) 39 - - 4.130,0

Durchgreifende Gebäudemodernisierung 
(Um- und Ausbauten i.S.v. § 16 WoFG)

Stuttgart-Giebel, Mittenfeldstr. 95 + 97 + 99, 111 + 113 
(I. + II. BA) 50 - - 4.614,1
Stuttgart-Süd, Kolbstraße 4 B + C 14 - - 1.175,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, Sparrhärmlingweg 63 A + B/
65 A - C (V. + VI. BA) 11 - - 1.724,9
Stuttgart-Fasanenhof, Solferinoweg 13 A - F (II. BA) 30 - - 2.356,0
Stuttgart-Fasanenhof, Anne-Frank-Weg 9 A - D (II. BA) 24 - - 1.890,2
Stuttgart-Hedelfingen, Heimgartenstr. 61 - 67 24 - - 1.632,0

153 - - 13.392,2
Anlagevermögen gesamt 192 - - 17.522,2



28

Kostenvoranschlag/
SoE/ Verkaufswert/

WE GE Ga Bauabrechnung
rd. T€

Umlaufvermögen

Neubau Eigenheime

Stuttgart-Zuffenhausen, Im Raiser 
(ehem. Grenadierkaserne) 37 - 37 10.686,4
Kornwestheim, Neckarpark (ehem. Ludendorff-Kaserne) 22 - 22 7.242,7
Ostfildern-Scharnhausen, Oskar-Schlemmer-Weg 32 - 50,
In den Holzwiesen 31 - 45 5 - - 1.522,8

64 - 59 19.451,9

Neubau Eigentumswohnungen

Stuttgart-Heumaden, Bildäckerstr. 14 + 22 9 - 8 1.818,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, James-F.-Byrnes-Str. 2,
(ehem. Robinson-Barracks) 1 - 1 180,1
Stuttgart-Bad Cannstatt, James-F.-Byrnes-Str. 6 - 12
(ehem. Robinson-Barracks ) 8 - 8 1.530,3
Stuttgart-Bad Cannstatt, Yitzhak-Rabin-Str. 19 
(ehem. Robinson-Barracks) 1 - - 104,9
Stuttgart-Bad Cannstatt, Prießnitzweg 39
(ehem. US-Hospital) 3 - 3 438,0
Stuttgart-Weilimdorf, Wohn- und Geschäftshaus „Löwen“ - 6 7 1.476,4
Stuttgart-Bad Cannstatt, Auerbachstr. 
(ehem. Robinson-Barracks) 36 - 40 8.217,9
Kornwestheim, Neckarpark, Wipperstr. 2 + 4 
(ehem. Ludendorff-Kaserne) 23 - 30 5.257,1
Stuttgart-Vaihingen, Lauchäcker (I. + II. BA) 48 - 48 10.217,3
Stuttgart-Zuffenhausen, Im Raiser 
(ehem. Grenadierkaserne) 12 - 12 2.490,3

141 6 157 31.730,3
Umlaufvermögen gesamt 205 6 216 51.182,2

Gesamte Bauüberhänge nach 2003 397 6 216 68.704,4

Bauvolumen 2002 736 10 343 110.054,1

WE = Wohnung
GE = Gewerbeeinheit
SoE = Sonstige Einheit (Kindergarten, Sozialeinrichtungen u.ä.)
Ga = Garage
BA = Bauabschnitt
DG = Dachgeschoss
KfW = Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt



Stuttgart-Zuffenhausen
»Im Raiser«
(ehem. Grenadier-
Kaserne)

Bauplatz 
Mai 2002 (oben) und
ein Jahr später (unten)
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37 Reihenhäuser in 
Holzbauweise

12 Eigentumswohnungen
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Detailansichten

Die planende Architektin, 
Frau Dipl. Ing. Regina Kohlmayer, 
vor ihrem preisgekrönten Werk.
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Das Bauvolumen ist gegenüber dem Vor-
jahr mit 746 Wohn- und Gewerbeeinhei-
ten im absoluten Wert von 110,1 Mio. €
in etwa gleich geblieben. Dabei hat das
Bauträgergeschäft leicht zugelegt.

Im Anlagevermögen beschränkt sich der
Mietwohnungsneubau auf eine in 2 Bau-
abschnitten zur Durchführung kommende
Maßnahme in S-Freiberg, bei welcher die
Altgebäudesubstanz mit 112 Wohneinhei-
ten abgerissen wurde und stattdessen 65
öffentlich-geförderte Sozialmietwohnun-
gen neuzeitlichen Standards erstellt wur-
den. Die Eigenkapitalbereitstellung
beträgt 1,7 Mio. €. Der zweite Teilab-
schnitt mit 39 Wohneinheiten wird im
Sommer 2003 bezugsfertig. Die einkom-
mensabhängige Miete bei Komplementär-
förderung durch die Stadt beträgt in der
Spitze bis zu € 7,50/ m2 Wfl. + Mt. 

Seit 1998 hat sich die SWSG verstärkt der
neubaugleichen Modernisierung ihres Alt-
gebäudebestandes zugewandt. In 2002
handelt es sich mit Fertigstellungen und
Bauüberhängen um ein Volumen von 
378 Wohneinheiten zzgl. 1 Gewerbeein-
heit inkl. teilweisem DG-Ausbau und
Schaffung von TG-Parkierungen im Bau-
wert von 37,9 Mio. €. Die Kosten einer

sanierten Wohnung liegen im Regelfall
zwischen 75 und 115 T€. Der Maßnah-
menumfang entspricht dem eines 
Neubaus, weshalb die Gebäude - von
wenigen Ausnahmen abgesehen - zuvor
entmietet werden müssen. Von den
durchzuführenden Arbeiten sind vor allem
hervorzuheben Grundrissveränderungen,
Hochdämmung, Heizungseinbau,
Strangerneuerung, Auswechseln von Fen-
stern, Einbau von Bädern, Anbau von Bal-
konen, Herstellung von Mietergärten,
Dachneudeckung und/ oder DG-Ausbau,
Erneuerung von Bodenbelägen, Eingangs-
bereichen, Außenanlagen, Zuwegungen
etc. 

Eine städt. Mitfinanzierung - mit Ausnah-
me der zusätzlichen Wohnraumschaffung
durch DG-Ausbau - erfolgt nicht. Soweit
die SWSG Fördermittel des Landes erhält,
betragen die Wiederbelegungsmieten bei
gewöhnlich 25 %igem Eigenkapitalein-
satz einkommensabhängig zwischen 
€ 4,60 und € 7,-/ m2 Wfl. + Mt. Bei 
freifinanzierter Maßnahmedurchführung
werden 40 % Eigenkapital zur Objekt-
finanzierung bereitgestellt, wodurch zur
Erzielung einer ausgeglichenen Wirtschaft-
lichkeit Mieten von € 7,-/ m2 Wfl. + Mt. 
allgemein die Regel sind. Dieses Mietni-

Mio.€

Bauinvestitionen Mio.€

Eigenkapitaleinsatz Mio.€

Bauprogramme
Anlagevermögen
1992– 2003
(Miethausneubau
sowie neubau-
gleiche Bestands-
modernisierungen)
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veau schließt dementsprechend eine Bele-
gung mit Wohnungssuchenden aus der
städtischen Vormerkdatei aus.

Das im Bauprogramm 2002 für neubau-
gleiche Bestandssanierungen im absolu-
ten Betrag bereitzustellende Eigenkapital
beträgt 11,6 Mio. € (30,6 %).

Die einfachen Bestandsmodernisierungen
nach dem KfW-Programm beschränken
sich auf energiesparende Investitionen an
Heizung, Fenster, Fassade sowie Dach-
und Kellerraum, bei solchen Objekten, die
von den Wohnungsgrundrissen und vom
Gebäudezustand ansonsten keine gravie-
renden Mängel aufweisen. In 2002 war
davon nur mehr noch der letzte Bauab-
schnitt von 3 Bauzeilen mit je 32 Wohn-
einheiten in S-Freiberg betroffen. Die
Maßnahmekosten pro Wohnung liegen
bei 25 T€. Die Mieter können während
der Umbauphase in ihren Wohnungen
verbleiben und erhalten ggf. eine ange-
messene Mietminderung. 

Bei den Eigentumsmaßnahmen im
Umlaufvermögen sind statistisch als Fer-
tigstellungen alle Objekteinheiten erfasst,
die infolge Verkauf im Geschäftsjahr den
Erwerbern übergeben werden konnten. 

Es handelt sich mit Ausnahme von 
32 Vorratsgaragen im Media-Forum I 
um insgesamt 59 Verkaufseinheiten 
(30 Eigenheime, 26 Eigentumswohnun-
gen und 3 Gewerbe) im Verkaufswert 
von 13,0 Mio. €.

Von den als Bauüberhang nach 2003
erfassten 205 Wohnungen, 6 Gewerbe
und 216 Tiefgaragenplätzen (Eigenheime
wie Geschossbauten) waren am Jahresen-
de 64 Wohneinheiten zwar verkauft, aber
noch nicht übergabereif. Diese Zahl ver-
bessert sich um zwischenzeitlich in 2003
getätigte weitere Verkäufe von 21 Wohn-
einheiten. Insbesondere konnten die
Restanten bei den Eigentumsmaßnahmen
der ehemaligen Kasernenareale Burgholz-
hof und US-Hospital im ursprünglichen
Gesamtvolumen von 192 Verkaufswohn-
einheiten bis auf 5 unverkaufte Wohnein-
heiten - ohne größere Preiszugeständnisse
- abgeschmolzen werden. 

Zur Zeit befinden sich - abzüglich sicherer
Kaufreservierungen - noch im Vertrieb 
33 Reihenhäuser, 48 Eigentumswohnun-
gen und 4 Gewerbeeinheiten. Die Ange-
botspreise der Reihenhäuser betragen
regulär im freien Verkauf zwischen 245
und 300 T€ zzgl. Parkierung. Soweit Ver-



billigungen im städtischen Sonderpro-
gramm „Preiswertes Wohneigentum“
gewährt werden, liegen die Hauspreise
bei 200 T€. Die Eigentumswohnungen
werden zu Quadratmeterverkaufspreisen
von € 2.100,- bis € 2.400,- zzgl. Parkie-
rung angeboten. Soweit das städtische
Sonderprogramm in Anspruch genommen
werden kann, sind die Verkaufspreise auf 
€ 1.750,- bis € 1.900,- abgesenkt. 

Als Sonderbauform mit hohem ökologi-
schem Anspruch besonders erwähnens-
wert ist das Passivhausprojekt an der
Auerbachstraße in S-Bad Cannstatt, 
Burgholzhof, mit 36 Eigentumswohnun-
gen in 3 Baukörpern. Diese hochgedämm-
ten Häuser mit niedrigem Wärmedurch-
gangskoeffizienten entsprechen einem
1,5-Liter-Haus; d.h., der Ölverbrauch pro
m2 Wfl. + Jahr beträgt 1,5 Liter gegenü-
ber einem Normalwohngebäude mit bis
zu 20 Litern. Zudem kommen unter-
schiedliche innovative Energieversor-
gungssysteme zum Einsatz: Ein Gebäude
verfügt über eine solar gestützte Nahwär-
meversorgung für Warmwasser und Nach-
heizung. In Gebäude 2 dient ein zentrales
Brennstoffzellen-Heizgerät zur Strom- und
Warmwasseraufbereitung. Als Back-Up-

Lösung ist eine Gaszentralheizung auf
Brennwerttechnik zuschaltbar. Gebäude 3
ist mit dezentralen Luft-Wasser-Wärme-
pumpen für Brauchwasser und Nachhei-
zung in Form von Kompaktgeräten in
jeder Wohnung ausgestattet. Für alle
Häuser kommt als besonderer Effekt hin-
zu, eine Wärmerückgewinnung aus der
Restenergie der Abluft, die mit bis zu 
80 % dem Wärmekreislauf wieder zuge-
führt wird. Alle genannten Heiztechniken
garantieren höchste Energieeinsparung
und damit geringe Betriebskosten und lei-
sten einen wertvollen Beitrag zum Klima-
schutz.

34

Stuttgart-Freiberg,
Suttnerstraße
(KfW-Modernisierung)
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Die Bauprogrammplanung für das Jahr 2003 hat nachstehenden Umfang:

Kostenvoranschlag/
SoE/ Verkaufswert/

WE GE Ga T€

Anlagevermögen

Neubauten 

Stuttgart-Steinhaldenfeld, Falchstraße (II. BA) 15 1 12 3.122,0
Stuttgart-Ost, Talstr. 63 (Am gelben Weg) 35 - 35 4.586,0
Stuttgart-Nord, Nordbahnhofstr. 175 9 - 9 1.205,0
Stuttgart-Fasanenhof, Kurt-Schumacher-Straße 60 - 108 8.766,0
Stuttgart-Birkach, Erisdorferstraße 23 - 23 3.223,4
Stuttgart-Bad Cannstatt, Walckerstr. 1 - 5 24 - 34 4.398,0

166 1 221 25.300,4

Durchgreifende Gebäudemodernisierung 
(Um- und Ausbauten i.S.v. § 16 WoFG)

Stuttgart-Zuffenhausen, Olnhauserstr. 44 - 48 25 - - 2.911,7
Stuttgart-Hausen, Hausenring 36 - 44 (I. BA) 41 - - 2.695,0
Stuttgart-Feuerbach, Föhrichstr. 25 - 31 24 - - 2.317,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, Sparrhärmlingweg 57 6 - - 713,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, Löwentorstr. 211 6 - - 713,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, Löwentorstr. 213 6 - - 713,0
Stuttgart-Dürrlewang, Eulerstr. 13 A - E (III. BA) 24 - - 1.648,0
Stuttgart-Mönchfeld, Makrelenweg 18 - 24 (III. BA) 18 - - 1.359,5
Stuttgart-Fasanenhof, Solferinoweg 11 A - F (III. BA) 30 - - 2.315,1
Stuttgart-Fasanenhof, Anne-Frank-Weg 17 A - D (III. BA) 24 - - 1.948,1
Stuttgart-Feuerbach, Oswald-Hesse-Str. 62 + 64 12 - - 942,3
Stuttgart-Ost, Röntgenstr. 6, 8 und 16 (I. BA) 18 - - 1.617,0
Stuttgart-Obertürkheim, Im Dinkelacker 4, 10 - 16, 
Aprikosenstr. 35 + 36 24 - - 2.781,0
Stuttgart-Ost, Wunnensteinstr. 46 + 46/1 11 - 4 1.378,3
Stuttgart-Ost, Talstr. 61 + 73 21 - - 1.859,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, Daimlerstr. 91 4 2 - 963,0
Stuttgart-Wangen, Schlachthofstr. 3 + 5, Wangener Str. 41 14 2 24 2.513,0
Stuttgart-Fasanenhof, Graf-von-Galen-Str. 5, 11 + 17,
Markus-Schleicher-Str. 14 - 18, 20 + 22 48 - - 5.152,0

356 4 28 34.539,00

Modernisierungen nach KfW-Programm 

Stuttgart-Möhringen, Kolbäckerstr. 34 + 36 12 - - 541,0
Stuttgart-Hedelfingen, Krautgartenstr. 2 + 4 14 - - 661,0
Stuttgart-Vaihingen, Mitterwurzerstr. 2 - 10 30 - - 1.177,0
Stuttgart-Dürrlewang, Junoweg 29 A + B, 33 A + B 24 - - 1.024,0
Stuttgart-Dürrlewang, Herschelstr. 63 A - D 51 - - 747,0
Stuttgart-Ost, Sickstr. 133 + 135 10 - - 478,0
Stuttgart-Degerloch, Chemnitzer Str. 4 + 6 12 - - 300,0

153 - - 4.928,0
Anlagevermögen gesamt 675 5 249 64.767,4
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Stuttgart-Freiberg,
Balthasar-Neumann-Straße
(Neubau Fürsorgeunterkünfte)
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Kostenvoranschlag/
SoE/ Verkaufswert/

WE GE Ga T€

Umlaufvermögen

Neubau Eigenheime

Stuttgart-Vaihingen, Flst-Nr. 3196/5 + 6, 3295/5 - 9 20 - 20 5.100,0
Stuttgart-Zuffenhausen, Im Raiser (Doppelhaushälften) 4 - 4 1.400,0
Stuttgart-Steinhaldenfeld, Falchstraße (I. BA) 32 - 32 10.350,0

56 - 56 16.850,0
Neubau Eigentumswohnungen

Stuttgart-Nord, Media-Forum II 68 - 70 14.825,0
Stuttgart-Bad Cannstatt, Burgholzhof 
(Kleines Ladenzentrum) 5 3 28 2.726,3
Stuttgart-Bad Cannstatt, Burgholzhof
Auerbachstraße 28 - 28 6.442,0

101 3 126 23.993,3
Umlaufvermögen gesamt 157 3 182 40.843,3

Bauprogramm 2003 832 8 431 105.610,7

WE = Wohnung
GE = Gewerbeeinheit
SoE = Sonstige Einheit (Kindergarten, Sozialeinrichtungen u.ä.)
Ga = Garage
BA = Bauabschnitt
DG = Dachgeschoss
KfW = Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt

Stuttgart-Süd,
Kolbstraße 4 B + C
(Bestandssanierung
sowie Teilabriss leerste-
hender Gewerbeeinheit
und Umnutzung zu
Wohnungszwecken)



38

Gesamtansicht Raitels-
bergsiedlung in S-Ost
aus den 20er Jahren mit
ca. 800 Wohneinheiten
(In abschnittsweiser
Sanierung befindlich)

Architektonische Details
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Im Anlagevermögen beläuft sich das
Investitionsvolumen von 680 Wohn- und
Gewerbeeinheiten auf 64,8 Mio. €. Das
bereitzustellende Eigenkapital beträgt
18,4 Mio. € (28,4 %). An Wohnungs-
baufördermitteln und Mitteln des KfW-
Sonderprogramms werden 33,7 Mio. €
(52,0 %) beansprucht. Der städtische
Förderbeitrag konzentriert sich vor allem
auf verbilligte Grundstücksbereitstellung
im Erbbaurecht und die Subjektförde-
rung bei Neubauobjekten.

Nach Zeiten eines weitgehend entspann-
ten Mietwohnungsmarktes haben sich
die Verhältnisse in Stuttgart mittlerweile
in das Gegenteil verkehrt. Der zuneh-
mende Nachfragedruck veranlassen die
Stadt und damit die SWSG sich wieder
verstärkt dem Mietwohnungsneubau zu-
zuwenden. Begünstigt werden diese Ab-
sichten durch zusätzliche Finanzhilfen im
Landeswohnraumförderprogramm 2003
für bis zu 240 neue Mietwohnungen in
Stuttgart. 

Dabei fördert die Stadt im Wege der
Grundstücksverbilligung resp. komple-
mentärer Subjektförderung nicht nur die
unteren Einkommensbezieher, sondern
auch die u.a. als Arbeitskräfte neu nach
Stuttgart hinzuziehende Familien, die die
Einkommensgrenzen des Sozialen Woh-
nungsbaus um bis zu 90 % überschrei-
ten, andererseits finanziell nicht in der
Lage sind, Marktmieten von € 10,- und
mehr pro m2 Wfl. + Mt. zu bezahlen.
Auch zur Vermeidung von einseitigen
Belegungsstrukturen bietet sich eine
gesunde Mischung von Sozialem Miet-
wohnungsbau in Verbindung mit freifi-
nanziertem Mietwohnungsbau an. 

Von den vorgenannten 166 Neubaumiet-
wohnungen werden 30 frei finanziert für
Einkommensbezieher bis 90 % Mehrver-
dienst und 136 geförderte Wohneinhei-
ten für Einkommensbezieher bis zu 40 %
Mehrverdienst erstellt. 

Die maximalen Ausgangsmieten betra-
gen € 8,- (Mietwohnungsbauprogramm

für mittlere Einkommensbezieher) bzw.
€ 7,50 (einkommensorientierte Miet-
wohnraumförderung) pro m2 Wfl. + Mt.
Bei Inanspruchnahme von Landesförde-
rung kommen programmierte Miet-
sprünge im 2-Jahresrythmus von € 0,30
auf die Dauer von 10 Jahren hinzu. Die
Wohnungsbelegung erfolgt dementspre-
chend teils über das Wohnungsamt und
teils unmittelbar durch die SWSG. 

Den Schwerpunkt im Mietwohnungsbau-
sektor wird auch in Zukunft bei der
SWSG die neubaugleiche Bestandssanie-
rung bilden. Für Maßnahmen im Invest-
ment von 27,2 Mio. € (260 WE) können
Landesfördermittel - ohne Komple-
mentärförderung der Stadt - in Anspruch
genommen werden. Restliche 7,3 Mio. €
(96 WE) werden frei finanziert. Die kal-
kulierten Mieten nach Modernisierungs-
abschluss liegen zwischen € 5,- und 
€ 7,- zuzüglich programmierter Miet-
sprünge nach den einschlägigen Landes-
förderbestimmungen. Durch das insge-
samt höhere Mietniveau, das eine Min-
destwirtschaftlichkeit der Erneuerungs-
maßnahmen garantiert, ist eine weitge-
hende Wohnungsbelegung außerhalb
der städt. Vormerkdatei geboten. 

Die hinzukommenden, einfacheren
Gebäudemodernisierungen nach dem
KfW-Gebäudesanierungsprogramm kon-
zentrieren sich vor allem auf Maßnahmen
der umweltschonenden Energieeinspa-
rung. Da, im Gegensatz zu den Totalsa-
nierungen, die Wohnungszuschnitte keine
grundrisslichen Mängel aufweisen, kön-
nen die Mieter während der Umbauphase
in ihren Wohnungen verbleiben. Die nach
Modernisierungsabschluss vereinbarten
Mietaufschläge bewegen sich zwischen 
€ 0,80 und € 2,50 pro m2 Wfl. + Mt., je
nach Umfang der Maßnahmen.

Obwohl sich im Bauträgerbau des
Umlaufvermögens Einzelmaßnahmen mit
über 500 Wohneinheiten und einem
geplanten Investitionsvolumen von gut
100 Mio. € in der Projektierung befin-
den, erfordert deren Realisierung eine



umsichtige Vorgehensweise. Vor allem ist
Rücksicht zu nehmen auf die begrenzte
Aufnahmefähigkeit des regionalen Teil-
marktes, die vorhandene Konkurrenzsi-
tuation zu Mitwettbewerbern, die aktu-
elle Konjunkturlage und die bestehenden
Unsicherheiten in der wohnungswirt-
schaftlichen Steuergesetzgebung. 

Von den in 2003 auf Baustelle gehenden
Eigentumsmaßnahmen erscheinen von
Standort und Angebot als besonders
attraktiv die Eigenheime in S-Steinhal-
denfeld, Falchstraße, sowie die Eigen-
tumswohnungen in S-Nord, Media-
Forum II und die Haus-im-Haus-Typen 

in S-Bad Cannstatt, Burgholzhof, an-
schließend an die derzeitige Bebauung
mit Passivhäusern. In S-Steinhaldenfeld
wird ein ca. 2,2 ha großes, ehemals mit
247 Mietwohnungen bebautes Gelände
flächenrecycelt und sukzessive einer Neu-
bebauung mit 93 Wohneinheiten zuge-
führt. Abgesehen von 15 Sozialmietwoh-
nungen und 1 Kindertagesstätte, liegt
das Schwergewicht auf Schaffung von
Wohneigentum - teils gefördert im Son-
derprogramm „Preiswertes Wohneigen-
tum“ - mit 62 Doppel- und Reihenhäuser
sowie 16 Eigentumswohnungen, jeweils
zzgl. Parkierung.

S-Steinhaldenfeld, 
Falchstraße
(Siedlungsabriss und
Neubebauung 
vorrangig im 
Wohneigentum)
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Die Programmvorschau für die Zeit ab dem Jahr 2004 umfasst folgende Projekte: 

Kostenvoranschlag/
SoE/ Verkaufswert/

WE GE Ga T€

Anlagevermögen

Neubauten 

Stuttgart-Bad Cannstatt, Prag-/ Hallstraße 25 - 25 3.280,0
Stuttgart-Giebel, Mittenfeldstr. (ehem. Garagengrundstück) 34 - 34 5.300,0

59 - 59 8.580,0

Durchgreifende Gebäudemodernisierung 
(Um- und Ausbauten i.S.v. § 16 WoFG)

Stuttgart-Ost, Röntgenstr. 2 - 32 (II. BA) 18 - - 1.602,0
Stuttgart-Dürrlewang, Schopenhauer Str. 35 A - D, 37 A - B 36 - - 2.963,0
Stuttgart-Birkach, Erisdorferstr. 66 - 70 (I. BA) 32 - - 2.839,0
Stuttgart-Giebel, Engelbergstr. 120 - 124, Krötenweg 24 - 26 40 - - 3.750,0
Stuttgart-Dürrlewang, Eulerstr. 11 A - E (IV. BA) 24 - - 1.888,0
Stuttgart-Ost, Wagenburgstr. 46 - 60 (I. BA) 13 - - 1.079,0
Stuttgart-Ost, Höscheleweg 11 - 21 (I. BA) 13 - - 1.054,0
Stuttgart-Hausen, Hausenring 46 - 52 (II. BA) 24 - - 1.960,0
Stuttgart-Heumaden, Paprika-/ Pfennigäckerstr. (I. BA) 24 - - 1.957,0
Stuttgart-Mönchfeld, Hechtstr. 58 - 64 (II. BA) 18 - - 1.448,0
Stuttgart-Mönchfeld, Hechtstr. 50 - 56 (I. BA) 18 - - 1.448,0

260 - - 21.988,0

Modernisierungen nach KfW-Programm

Stuttgart-Vaihingen, Mitterwurzerstr. 21 12 - - 552,0
Stuttgart-Steckfeld, Steckfeldstr. 56 - 66 36 - - 1.657,0
Stuttgart-Dürrlewang, Junoweg 25 A + B 12 - - 512,0
Stuttgart-West, Forststr. 63 10 - - 250,0

70 - - 2.971,0
Anlagevermögen gesamt 389 - 59 33.539,0

Umlaufvermögen

Neubau Eigenheime

Remseck-Aldingen, Neckarkanalstr. 91 - 115 13 - 14 3.988,1
Stuttgart-Vaihingen, Flst. 3249/3, 3260/1, 3240/7 (II. BA) 20 - 20 5.100,0
Stuttgart-Fasanengarten, Flst. 4112/1 23 - 37 8.050,0
Stuttgart-Steinhaldenfeld, Falchstr. (II. BA) 30 - 30 9.720,0
Stuttgart-Feuerbach, Föhrichhof 24 - 24 7.780,0

110 - 125 34.638,1

Neubau Eigentumswohnungen

Remseck-Aldingen, Neckarkanalstr. 89 7 - 8 1.700,0
Stuttgart-Vaihingen, Lauchäcker Hochhaus 45 2 50 9.600,0
Stuttgart-Fasanengarten, Flst. 4112/1 31 - 31 7.440,0
Stuttgart-Vaihingen, Flst. 3232/4, 3231/1 (III. BA) 40 - 40 9.000,0
Übertrag 123 2 129 27.740,0



Stuttgart-Weilimdorf
„Fasanengarten“,
Abschnittsweise 
Bebauung mit 
42 Eigentumswohnungen. 
(Ein Projekt der WBF)
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Kostenvoranschlag/
SoE/ Verkaufswert/

WE GE Ga T€

Übertrag 123 2 129 27.740,0

Stuttgart-Mühlhausen, Arnoldstraße 12 - 12 2.880,0
Stuttgart-West, Vogelsangstraße 40 - 40 9.600,0
Stuttgart-Steinhaldenfeld, Falchstraße (II. BA) 16 - 16 3.840,0
Stuttgart-Feuerbach, Föhrichhof 43 - 43 10.320,0
Stuttgart-Süd, Verwertung ehem. Fabrikareal Gann 37 - 40 9.461,0

271 2 280 63.841,0
Umlaufvermögen gesamt 381 2 405 98.479,1

Bauprogramm 2004 ff. gesamt 770 2 464 132.018,1

WE = Wohnung
GE = Gewerbeeinheit
SoE = Sonstige Einheit (Kindergarten, Sozialeinrichtungen u.ä.)
Ga = Garage
BA = Bauabschnitt
DG = Dachgeschoss
KfW = Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt

Die projektierten Miethausneubauten
erfordern einen Eigenkapitaleinsatz von
3,4 Mio. €.

Die Sanierung des Mietwohnungsbestan-
des erfolgt planmäßig nach Maßgabe
eines unternehmensinternen Bestands-
portfolios. Eine Aussage über eine mögli-
che staatliche Modernisierungsförderung
wäre zum gegenwärtigen Zeitpunkt ver-
früht. Bei freifinanzierter Maßnahme-
durchführung müsste ein Eigenkapital

von 8,8 Mio. € (40 %) bereitgestellt
werden. Hinzu kommen KfW-Moderni-
sierungen mit Kosten von 3,0 Mio. €
und einem Eigenkapitalanteil von 
0,7 Mio. €.

Im Programmjahr 2005 umfassen die
Sanierungsplanungen Umbauten von
420 Mietwohneinheiten (darunter 66
KfW-Modernisierungen) im Investitions-
volumen von 32,5 Mio. € mit einem
bereitzustellenden Eigenkapital von 



43

Stuttgart-Weilimdorf
„Fasanengarten“

Das Luftbild zeigt den
derzeitigen Aufsied-
lungsstand mit Vorrats-
grundstücken.
SWSG (gelb)  
WBF (rot)

12,5 Mio. €. Bei den Totalsanierungen
wird zunächst von keiner Landesförde-
rung ausgegangen.

Die SWSG ist zu einem Drittel, im absolu-
ten Betrag von 0,92 Mio. €, an der 
WBF Wohnbau Fasanengarten GbR mbH
mit einem einbezahlten Stammanteil von
2,76 Mio. € und einem nominellen
Gesellschaftskapital von 3,07 Mio. €
beteiligt. Mitgesellschafter sind die 
GWG Gesellschaft für Wohnungs- und
Gewerbebau Baden-Württemberg AG
und die Göbau Stuttgarter Altbau-
Modernisierung GmbH & Co. KG, jeweils
mit Sitz in Stuttgart.
Die Gesellschaft wurde 1994 mit dem
vorrangigen Ziel gegründet, der Anschaf-
fung, Verwertung und Veräußerung von
Grundstücken im Umlegungsgebiet
Weilimdorf 18 Hausen/ Fasanengarten. 

Maßgeblich für das Engagement an der
WBF waren aus Sicht der SWSG sowie
deren Alleingesellschafterin Landes-
hauptstadt Stuttgart folgende Erwartun-
gen:

1. Sicherstellung einer raschen Aufsied-
lung des Umlegungsgebietes Weilim-
dorf-Hausen/ Fasanengarten durch
zügige Gebietserschließung und
Grundstücksverwertung im Wege der
Überbauung.

Bezugsfertigstellung
eines ersten Teilab-
schnitts mit 14 Eigen-
tumswohnungen
(WBF)

Beteiligung an freier 
Bauträgergesellschaft



2. Aufwertung des umfangreichen Miet-
hausbestandes der SWSG im bis dahin
benachteiligten Wohngebiet Althau-
sen vor dem Hintergrund großer
Sanierungsaufgaben zum Zwecke der
strukturellen Verbesserung.

3. Weitere Intensivierung des Bauträger-
geschäftes zur Unterstützung der
wohnungswirtschaftlichen Ziele der
Landeshauptstadt unter dem Aspekt
der Risikostreuung durch Einbezie-
hung dritter Baupartner.

In Erfüllung dieser Aufgabenstellung hat
die Gesellschaft insgesamt 1,94 ha
Flächen erworben, worauf sich nach dem
Grobkonzept ca. 250 Wohneinheiten -
meist im Trägerbau - zzgl. diverser Laden-
einheiten zur Nahversorgung erstellen
lassen. Das voraussichtliche Investitions-
volumen liegt bei nahezu 50 Mio. €
einschließlich der von der SWSG eingelö-
sten Sozialbauverpflichtungen auf verbil-
ligt von der WBF überlassenen Baugrund-
stücken. Am 31.12.2002 befanden sich
noch Grundstücksflächen von 5.020 m2

in unbebautem Zustand. 

Die WBF hat seit ihrem Bestehen gebaut
und verkauft:

3 Wohnanlagen mit 
61 Eigentumswohnungen 
zzgl. TG-Parkierung 10,6 Mio. €
1 Wohnanlage 
mit 18 Reihenhäusern 5,1 Mio. €

Abschnittsweise in Bau genommen und
im Vertrieb befinden sich derzeit:

42 Maisonettewohnungen 
sog. Haus-im-Haus-Typen 10,8 Mio. €

Davon sind 2/3 der Wohnungen im Ver-
trieb und etwa zu 40 % notariell ver-
kauft. 

Auf restlich zur Verfügung stehenden
Grundstücken sind projektiert:

58 Wohneinheiten zzgl. 500 m2 Gewer-

befläche zum Verkauf (Flst. 4211/1)
2 Einzelgrundstücke für insgesamt 

26 Eigentumswohnungen
(Flst. 427/3, 4213/4)

Mit einem Abschluss der Gesamtbebau-
ung wird in den Jahren 2005/ 2006
gerechnet, so dass mit Zweckerreichung
sich die WBF auflösen wird.

Der von der WPG Wohnungswirtschaftli-
che Prüfungs- und Treuhand GmbH,
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Stutt-
gart, geprüfte und uneingeschränkt
testierte Jahresabschluss zum
31.12.2002 ist von der Gesellschafterver-
sammlung der WBF am 10.04.2003 ein-
stimmig verabschiedet worden. Bei einer
Bilanzsumme von 9,8 Mio. € wurde mit
einem Jahresüberschuss von 40,1 T€

abgeschlossen. 

Die WBF-Gesellschafter sind davon über-
zeugt, dass nach Vermarktung des neuen
Projektes mit 42 Haus-im-Haus-Typen
und Verwertung der verbleibenden Rest-
grundstücke die erwarteten Mehrerträge
ausreichen, um das zum Ende 2002 mit
1,1 Mio. € bestehende Kapitalverlust-
konto auszugleichen und darüber hinaus
eine angemessene Verzinsung für das
eingesetzte Eigenkapital zu erzielen.

Die SWSG ist mit Verfügung des Wirt-
schaftsministeriums als allgemeiner
Sanierungs- und Entwicklungsträger
anerkannt. Im Konsortium mit 2 weiteren
Stuttgarter Wohnungsunternehmen ist
mit Vertrag vom 14.06.1995 als Treuhän-
der für die Stadt die städtebauliche Ent-
wicklungsmaßnahme „S-Bad Cannstatt
Burgholzhof” (ehem. Robinson-Barracks)
übernommen worden. Nach gültiger
Kosten- und Finanzierungsübersicht 
werden die Gesamtaufwendungen von
35,7 Mio. € nicht vollständig durch
Grundstücksverkäufe gedeckt. Die Maß-
nahmedurchführung ist im Wesentlichen
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Sanierungs- und 
Entwicklungstätigkeit



Geplante Umnutzung
einer Industriebrache in
S-Heslach (ehem. Gann-
Areal) durch Einbau von
Lofts und Ergänzungs-
bebauung mit Eigen-
tumswohnungen zzgl.
TG-Parkierung.
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abgeschlossen und abgerechnet. Auch
die für dieses Hauptgebiet vorgesehene
Hochbebauung mit 850 Wohnungen ist
inzwischen größtenteils erfolgt.

Mit den amerikanischen Streitkräften
resp. der Bundesvermögensverwaltung
wurde Einigung erzielt hinsichtlich einer
Flächenarrondierung an den nördlichen
und östlichen Rändern des Konversions-
geländes Burgholzhof, wodurch in einem
weiteren Bauabschnitt bis zu 300 Wohn-
einheiten in den Nutzungsformen Miete
und Wohneigentum erstellt werden kön-
nen. Nach der gültigen Kosten- und
Finanzierungsübersicht weist auch hier
der Gesamtaufwand von 8,5 Mio. €
gegenüber den erzielbaren Grundstücks-
erlösen Defizite auf. Nachträge zum
bestehenden Treuhändervertrag sind mit
der Stadt abgeschlossen. Die Arbeiten
zur Entflechtung der Leitungssysteme
sowie zur Durchführung der Gebäudeab-

brüche und der Altlastenbeseitigung sind
erfolgt. Die Verfügbarkeit der Baugrund-
stücke ist ab September 2003 gegeben,
nachdem die Bedenken in der Sicher-
heitsfrage zu bestehenden US-Einrich-
tungen ausgeräumt wurden und die
ergänzende Aufschließung des Arrondie-
rungsgebietes kurzfristig hergestellt sein
wird. 

Treuhandkonto und Treuhandverbindlich-
keiten der Entwicklungsmaßnahme Burg-
holzhof schließen am 31.12.2002 mit
einem Saldenstand von 10,0 Mio. € ab. 

Im Berichtsjahr wurden für Bestands-
pflege und Bestandsunterhaltung der
eigenen Mietwohngebäude Kosten von
19,1 Mio. € (Vj. 21,4 Mio. €) einschl.
Wertverbesserungen aufgewendet.

Bauunterhaltung



Hiervon wurden zulässigerweise 1,3 Mio. €
(Vj. 2,3 Mio. €) als Wertverbesserungen
bei den betreffenden Mietwohngebäu-
den aktiviert. 

Größte Ausgabenposten bildet außer der
laufenden Instandhaltung die Sanierung
von Betonfassaden in Großtafelbauweise
hergestellter Siedlungshäuser aus den
60er und 70er Jahren. 

Die Aufwendungen für Wohnungsein-
zelmodernisierungen durch ungeplanten
Mieterwechsel, u.a. infolge Tod oder
Umsetzung in Altenheime, haben des-
halb abgenommen, weil einer planmäßi-
gen Totalsanierung des Gesamtgebäudes
der Vorrang eingeräumt wird und sich
aufgrund des enger gewordenen Woh-
nungsmarktes in Stuttgart Mietinteres-
senten auch für eine Zwischenvermie-
tung im unrenovierten Zustand bzw. eine
mietereigene Renovierung finden lassen.

In obigem Gesamtaufwand nicht enthal-
ten, aber als flankierende Kosten der
Bestandspflege und Bestandsreparatur
generell hinzuzurechnen sind Leerstands-
ausfälle über die Bau- und Freima-
chungszeit sowie Mieterumsetzungsko-
sten. 

Der Wirtschaftsplan 2003 enthält einen
Budgetansatz für laufende Bauunterhal-
tung von 21,5 Mio. € inkl. Regiege-
bühren.

Die Landeshauptstadt als Alleingesell-
schafterin und Grundstückseigentümerin
der Erbbaurechte, hat sich aufgrund ent-
sprechender Gemeinderatsbeschlüsse zu
einer behutsamen und sozialverträgli-
chen Bestandsprivatisierung entschieden.
Die der SWSG zustehenden Mehrerlöse
aus Bauwerk und Entschädigung für die
vorzeitige Aufhebung der Erbbaurechte
werden vorrangig zur Finanzierung der
umfassenden Bestandssanierungen in
geschlossenen Wohnsiedlungen einge-
setzt. 

Nach dem unternehmensinternen Port-
folio handelt es sich bei den Privatisie-
rungsobjekten sowohl um unrentierli-
chen sog. Streubesitz, als auch um aus-
gewählte Siedlungshäuser, die wegen
ihrer schlichten Bauweise und einfachen
Ausstattung überwiegend nicht zum
eigentlichen Kernbestand der SWSG
zählen. 

Der Streubesitz, vom Einfamilien- bis
zum Mehrfamilienhaus, wird unaufgeteilt
sowohl Mietern als auch Kapitalanlegern
zum Kauf angeboten. Besondere Mieter-
schutzrechte sind bei Wohngebäuden
mit 10 und mehr Wohneinheiten zu
beachten. Diese betreffen vor allem Kün-
digungsschutz wegen Eigenbedarf oder
besserer wirtschaftlicher Verwertung als
auch Begrenzung der Mieterhöhungen
auf maximal den Mittelwert der jeweils
gültigen Mietspiegelmiete und Verzicht
auf Luxusmodernisierung. Den Mietern
wird unter bestimmten Bedingungen ein
Vorkaufsrecht eingeräumt. 

Sinngemäßes gilt bei Verkauf ausgewähl-
ter, zur Aufteilung in Wohneigentum
bestimmter Mehrfamilienhäuser. Sofern
sich Mieter, Verwandte oder sonstige
vom Mieter benannte Dritte nicht zum
Erwerb der betreffenden Wohnung ent-
scheiden, kann erst nach Fristablauf von
einem Jahr an Kapitalanleger veräußert
werden, die dann die Rechte der Woh-
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Die Hauptausgaben (inkl. Regiegebühren) verteilen sich auf:

2002 (2001)
Laufende Instandhaltung 11,9 Mio. € 10,4 Mio. €
Große Instandsetzungen 4,8 Mio. € 5,0 Mio. €
Einzelmodernisierungen 1,1 Mio. € 2,9 Mio. €
KfW-Modernisierungen 0,8 Mio. € 2,5 Mio. €
Außenanlagen 0,5 Mio. € 0,6 Mio. €

Eigentumsbildung in Mieterhand



S-Süd, Wohnsiedlung
„Eiernest“ aus den 
20er Jahren 
(Sonderfall einer 
sozialverträglichen
Bestandsprivatisierung
ausschließlich an 
Mieter)
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Geplanter Abriss des
sog. Föhrichhofs und
Ersatzbebauung im
Wohneigentum.

S-Feuerbach, Föhrichsiedlung aus den 
30er Jahren mit 320 Wohneinheiten 
(Zukünftiger Modernisierungsschwerpunkt)
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nungsinhaber (Kündigungsschutz, Miet-
preisbegrenzung u. ä.) zu respektieren
haben. 

Auf Grundlage eines detaillierten Be-
standsportfolios wurden knapp 1.600
Mietwohn- und Gewerbeeinheiten als
privatisierungsgeeignet ermittelt und den
Beschlussgremien zur Vorentscheidung
vorgelegt. Bei ca. 700 Einheiten handelt
es sich um Siedlungsobjekte zur Auftei-
lung in Wohneigentum und restlich um
Streubesitz (890 Einheiten). Da das
Abwicklungsprocedere bis zum notariel-
len Kaufvertragsabschluss sehr arbeitsin-
tensiv und zeitaufwendig ist, weil nach
Objektauswahl und Objektbesichtigung
zunächst gutachterliche Schätzungen,
städtischer Ämterumlauf sowie Be-
schlüsse von SWSG-Aufsichtsrat und
Gemeinderat abzuwarten sind, konnte
bisher nur etwa 1/3 der vg. Privatisie-
rungsobjekte in den Vertrieb gehen.
Hinzu kommen vor allem bei Streubesitz-
objekten Mieterinformation und Einzel-
mietergespräche, was eine weitere Ver-
zögerung bedeutet, bis schließlich im
Falle der Ablehnung durch den Mieter
das Objekt per öffentlicher Ausschrei-
bung Kapitalanlegern angeboten werden
kann. 

Bei Aufteilungsobjekten bedient sich die
SWSG eines seriösen und fachkundigen
Vermarkters, der das Siedlungsobjekt en
bloc erwirbt, in Wohneigentum aufteilt,
im Gemeinschaftseigentum die erforder-
lichen Sanierungen vornimmt, um als-
dann an Mieter oder nach Fristablauf an
Kapitalanleger weiter zu verkaufen. Der
positive Effekt für Stadt und SWSG sind
sofortiger Kassenfluss und Ausschluss
jedweder Vermarktungsrisiken.

Während im Erstjahr der Privatisierung
2001 zunächst nur 50 Wohneinheiten im
anteilig der SWSG zustehenden Ver-
kaufserlös von 970 T€ zu Mehrerlösen
von 560 T€ vekauft wurden, konnte das
Ergebnis in 2002 gesteigert werden. Da-
nach gelangten 306 Objekteinheiten zu
anteiligen Mehrerlösen von 4,0 Mio. €

zum Verkauf. Für 2003 ist ein ähnlich
guter Verkaufserfolg geplant. 

Die Privatisierungsaktion ist mit den aus-
gewählten knapp 1.600 Objekteinheiten,
deren überwiegende Verkaufsfreigabe
durch die zuständigen Beschlussgremien
noch bevorsteht, vorerst beendet.

Die Gesellschaft bewirtschaftet am
31.12.2002

19.237 Wohnungen mit einer Wohn-
fläche von 1.227.130 m2

(davon 11.338 preisfreie und 
7.899 preisgebundene Wohnun-
gen);

478 Gewerbliche- und Sonstige Ein-
heiten mit einer Nutzfläche 
von 52.244 m2;

5.717 Garagen und Tiefgaragenplätze;
2.462 Offene Autoabstellplätze.

Das abgelaufene Geschäftsjahr verlief
ohne besondere Vorkommnisse.

An zweifelhaften oder uneinbringlichen
Mietforderungen wurden im Berichtsjahr 
0,8 Mio. € (Vj. 1,0 Mio. €) ausgebucht
oder wertberichtigt. Die Summe der 
statistisch in den Büchern erfassten
(abgeschriebenen) Altmietforderungen
beläuft sich mittlerweile auf 3,4 Mio. €
(Vj. 2,9 Mio. €).Soweit es sich nicht um
Todesfälle oder um alte, mittellose Men-
schen handelt, die in Alten- oder Pflege-
heime umgesetzt werden mussten, wer-
den die Forderungsaußenstände in aller
Regel gerichtlich tituliert und über den
Verjährungszeitraum von 30 Jahren wei-
terverfolgt. Nach den bis jetzt vorliegen-
den Erfahrungen mit dem neuen Insol-
venzrecht machen die Mieter von dessen
Anwendung selten Gebrauch.

Das Mahn- und Klagewesen wird straff
gehandhabt und garantiert eine Niedrig-
haltung der Mietforderungsausfälle. Von
den 4 beschäftigen Rechtsassessoren
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Hausbewirtschaftung



Monatliche 
Durchschnittsmiete

Durchschnittliche
Quadratmetermiete

werden pro Jahr etwa 2.000 Rechtsange-
legenheiten bearbeitet und betreut. 

Das Geschäftsjahr 2002 verzeichnet ins-
gesamt 1.311 Mieterwechsel aus unter-
schiedlichen Anlässen (Bruttofluktuation
6,56 %):

Todesfälle 156
Umzug in Altenheim 130
Umzug innerhalb SWSG-Bestand 184
Umzug innerhalb Stuttgart 416

Wegzug aus Stuttgart 123
Umzug in selbstgenutztes 
Wohnungseigentum 30
Heimkehr von Ausländern 50
Räumung durch SWSG (einschl. 
Modernisierung und Abbruch) 222

Am 01.02.2002 wurde eine Mieter-
höhung um 10 % für den ungebunde-
nen Mietwohnbestand vorgenommen.
Diese erfolgte nach den Bestimmungen
des seit 01.09.2001 gültigen Mietrechts-
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reformgesetzes. Interne Kappungsgrenze
für diese Mieterhöhung bildeten die Mit-
telwerte der gültigen Mietspiegelmieten.
Von den betroffenen rd. 9.000 Mietver-
hältnissen blieben rund 2.000 wegen
bereits erreichter Obergrenze oder
wegen Einhaltung der Sperrfrist infolge
Mieterwechsel unverändert. Nicht alle
Mieter akzeptierten die Mietanhebung
unwidersprochen, weshalb gegen 58
gerichtliche Schritte eingeleitet werden
mussten. Nur 3 Fälle befinden sich der-
zeit verfahrensmäßig noch im Laufen. Im
übrigen wurde den Erhöhungsverlangen
der SWSG gerichtlich stattgegeben,
soweit nicht die Mieter von sich aus
nachträglich ihre Zustimmung zur Miet-
erhöhung erteilt haben. 

Die Grundmieten im preisfreien Woh-
nungsbestand der SWSG erhöhen sich
damit ab 01.02.2002 um 220 T€ pro
Monat, und führen zu einer neuen Durch-
schnittsmiete von € 4,80/ m2 Wfl. + Mt. 

Auch die preisgebundenen Wohnungen
waren von einer generellen Mieter-
höhung betroffen. Der Gesetzgeber hat
die Pauschalen für die Verwaltung und
Instandhaltung nach langjähriger Un-
tätigkeit ohne Rücksicht auf die tat-
sächlichen Kostenverhältnisse in der
Wohnungswirtschaft geringfügig erhöht,
was bei einem Bestand von rd. 6.700
Wohnungen zu Mietmehreinnahmen von
25 T€ monatlich führt.

Bindungsausläufe, Erhöhungen nach
Modernisierung und Wertverbesserung,
Zinsangleichungen, Erbbauzinserhöhun-
gen und Mieterwechsel bewirkten wei-
tere Mietsteigerungen. 

Zum Jahresende 2002 betrug die durch-
schnittliche Nettokaltmiete auf den
Gesamtwohnungsbestand der SWSG
bezogen € 4,65/ m2 Wfl. + Mt. 

Die Betriebskosten blieben weitgehend
konstant. Eine Verteuerung um rd. 4 %
bei den Müllgebühren beeinflusste die
Gesamtkosten nur unwesentlich. Erheb-

lich größere Kostensteigerungen waren
auf dem Energiesektor zu verzeichnen.
Die Preise für Strom, Gas und Fernwärme
erhöhten sich spürbar, was unter ande-
rem auf die weitere Stufe der Ökosteuer
aber auch auf einen höheren witterungs-
bedingten Heizwärmebedarf zurückzu-
führen ist.

Das Mietniveau der SWSG ist - gemessen
am örtlichen Mietenspiegel und den Ver-
hältnissen des Stuttgarter freien Woh-
nungsmarktes - weiterhin moderat. Bei
11 % des Gesamtwohnungsbestandes
der Gesellschaft liegt die monatliche
Quadratmetermiete nicht höher als 
€ 3,50/ m2 Wfl. + Mt. und bei weiteren
15 % nicht höher als € 4,-/ m2 Wfl. + Mt.
Auf Mieten von € 4,- bis € 5,-/ m2 Wfl. +
entfallen 32 %, während 42 % aller
Wohnungen Mieten höher als 
€ 5,-/ m2 Wfl. + Mt. aufweisen.

Auch in absoluten Zahlen kann sich das
Mietengefüge der SWSG sehen lassen.
14 % aller Mieter zahlen eine Nettokalt-
miete unter € 200,-, weitere 23 % zwi-
schen € 200,- und € 250,- und letztlich
23 % eine solche zwischen € 250,- und
€ 300,-. Bei 40 % aller Mieter werden
monatliche Mieten von € 300,- und
mehr gefordert.

Der Wohnungsbestand der Gesellschaft
gliedert sich nach Zimmerzahl und Woh-
nungsgröße:

Anzahl WE
1-Zimmer-Wohnungen 1.248
2-Zimmer-Wohnungen 4.799
3-Zimmer-Wohnungen 9.979
4-Zimmer-Wohnungen 2.847
5-Zimmer-Wohnungen und größer 364

Anzahl WE
bis 39,99 m2 1.211
40,00 - 49,99 m2 3.280
50,00 - 59,99 m2 4.593
60,00 - 69,99 m2 3.560
70,00 - 79,99 m2 3.488
80,00 - 89,99 m2 1.769
90,00 - 99,99 m2 848
größer als 100 m2 488
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Die rechnerisch durchschnittliche Woh-
nungsgröße beträgt 63,79 m2

Der Berichtszeitraum war durch eine
starke Nachfrage nach Wohnraum in
Stuttgart gekennzeichnet. Dies ist zurück-
zuführen auf gestiegene Einwohnerzah-
len, Zunahme der Singlehaushalte, nach-
lassende Neubautätigkeit sowie auf
Wohnungsumwandlungen, Wegfall von
Kleinwohnungen durch modernisierungs-
bedingte Wohnungszusammenlegungen
und Gebäudeabbrüche. Auch die gerin-
gere Arbeitslosigkeit im Vergleich zu
anderen Bundesländern hat einen Zuzug
von Arbeitssuchenden und damit eine
erhöhte Wohnungsnachfrage bewirkt.

Die SWSG vergibt nach jüngster Novellie-
rung der Vormerk- und Belegungsrichtli-
nien weiterhin bis zu 30 % der nicht
mehr preisgebundenen Wohnungen
selbst. Nicht auf die Belegungsquote
angerechnet werden freie Wohnungsver-
gaben im Stadtteil Hallschlag, bei wel-
chem eine Verbesserung der Mieterstruk-
turen angestrebt wird. Eine wesentliche
Änderung ist zudem der Verzicht auf
Unterscheidung nach Deutschen und
Ausländern, sondern die Differenzierung
nach EU und Nicht-EU-Staatsangehöri-
gen. Mitbürger ohne europäischen Pass
sollen künftig auf einen Belegungsanteil
von 20 % innerhalb einer Hausgemein-
schaft beschränkt werden. 

Um die dringend erforderliche Moderni-
sierung des Mietwohnungsbestandes
nicht zu behindern, bleiben die hierfür
notwendigen Umsetzungen, wie auch
die Neubelegung der mit Eigenmitteln
finanzierten Modernisierungsmaßnah-
men von einer Quotenanrechnung aus-
genommen. Die hohen Modernisierungs-
aufwendungen erfordern höhere Kosten-
mieten, die nur bei freier Vermietung
erzielt werden können.

Zur Anrechnung kommen künftig jedoch
Wohnungen, bei denen der Neumieter
die Einzugsrenovierung oder einfache 
-modernisierung selbst vornimmt. Auf

diesem Wege konnten im Geschäftsjahr
141 leerstehende oder zur Grundsanie-
rung vorbereitete Wohnungen zu einem
Mietpreisabschlag in Abhängigkeit von
den aufzuwendenden Kosten vermietet
oder auf Zeit zwischenvermietet werden,
was dem Unternehmen erhebliche
eigene Aufwendungen erspart.

Erlösschmälerungen sind in 2002 mit 1,6
Mio. € (Vj. 1,8 Mio. €) zu verzeichnen. 

Diese gliedern sich wie folgt:

Geplanter Leerstand
- Instandhaltung, Modernisierung 

und Renovierung, Freihaltung für
Umsetzung, Verkauf € 1.024.679,61

Echter Leerstand
- Erschwerte Vermietung 

Altbau € 197.118,15
- Erschwerte Vermietung 

Neubau € 11.805,73
- Erschwerte Vermietung 
Gewerbe € 84.952,36

- Baumängel € 7.737,01
- Verzögerung infolge 

Wohnungsbindung € 109.665,38
- Sonstiges € 183.634,52

Im Juni 2002 fand die konstituierende
Sitzung des neu gewählten Mieterbeirats
statt. Wenngleich das Mieterinteresse an
den Wahlen enttäuschend war, konnten
wenigstens 15 Mieterbeiräte in 13 von
insgesamt 43 Hausverwalterbezirken für
das verantwortungsvolle Amt einer Ver-
tretung der SWSG-Mieterschaft ver-
pflichtet werden. Als Folge davon wurde
der Vorstand des Mieterbeirats von bis-
her 5 auf 3 Personen verkleinert. Die
Amtszeit des gewählten Mieterbeirats
beträgt 5 Jahre. Geschäftsführung und
Aufsichtsrat versprechen sich dieselbe
gute und konstruktive Zusammenarbeit
wie in der Vergangenheit.

Die übergreifende Betreuung der Mieter-
schaft - außerhalb der dezentralen Orga-
nisation nach Verwaltungsbezirken -
erfolgt durch ein Team von 4 Sozialarbei-

52



53

tern(innen) und einem Mitarbeiter für
Öffentlichkeitsarbeit. Deren Aufgabe ist
es u.a. den Mietern in allen Fragen des
Zusammenlebens in einer Hausgemein-
schaft beratend beiseite zu stehen. Nicht
allein die Hilfe bei Mietzahlungsschwie-
rigkeiten, Nachbarschaftskonflikten und
psychischen Handicaps stehen im Vorder-
grund, sondern u.a. das Wir-Gefühl
durch Gemeinschaftsveranstaltungen in
den Wohnsiedlungen zu fördern. Hervor-
zuheben sind in 2002 Mieterfeste -
gemeinsam mit örtlichen Vereinen oder
caritativen Einrichtungen - in den Wohn-
gebieten S-Dürrlewang, Schopenhauer-
straße, S-Nord, Tunzhofer-/ Türlenstraße,
S-Vaihingen, Lauchhau/ Lauchäcker und
S-Heumaden, Bildäcker-/ Bockel-/ Korian-
derstraße. Diese Veranstaltungen fanden
bei allen Altersgruppen regen Anklang,
weil nicht nur für das leibliche Wohl
gesorgt wurde, sondern auch durch
attraktive Bühnenprogramme, Musikein-
lagen und Spielangebote Kinder und
Jugendliche zu begeistern waren.

Die Wohnungseigentumsverwaltung
nach WEG umfasst am 31.12.2002 noch
451 Wohnungen, 17 Gewerbeeinheiten
und 436 Garagen in 20 Eigentümerge-
meinschaften, nachdem im Verlauf des
Jahres 2002 14 Gemeinschaften ihren
Verwaltervertrag entweder gekündigt
oder nicht mehr erneuert hatten. Das
gesamte Gebührenaufkommen in 2002
fiel auf 113,3 T€ zurück. 

Da dieser Geschäftszweig zunehmend
unwirtschaftlicher wurde und personelle
Veränderungen zu einer Stellenneubeset-
zung gezwungen hätten, wurde auf
Beschluss des Aufsichtsrats die Verwal-
tertätigkeit zum Jahresende komplett an
einen externen Dritten in Aufgabendele-
gierung abgegeben. Die Verwalterver-
träge mit der SWSG bleiben solange in
Kraft, bis die Eigentümergemeinschaften
- vorzeitig oder regulär - eine Verwalter-
neubestellung beschlossen haben. 

Davon unberührt bleibt die Miethausver-
waltung von Immobilieneigentum für
Kapitalanleger, wofür in 2002 Gebühren
von 18,4 T€ erzielt wurden. 

Verwaltertätigkeit



Kornwestheim
„Wohnpark Neckarstraße“, 
Reihenhausbebauung (rot) und
Geschosswohnungen (gelb)

Detailansichten 
Eigentumswohnungen
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Detailansichten 
Reiheneigenheime
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Gliederung des SWSG-Wohnungsbestandes

nach Stadtteilen

31.12.2002

Stuttgart-Mitte 371
Stuttgart-Nord 513
Stuttgart-Ost 2.002
Stuttgart-Süd 837
Stuttgart-West 659
Bad Cannstatt 3.167
Birkach 259
Botnang 613
Büsnau 184
Degerloch 216
Dürrlewang 495
Fasanenhof 527
Feuerbach 629
Freiberg 646
Giebel 322
Hausen 389
Hedelfingen 127
Heumaden 544
Hofen 1
Kaltental 103
Möhringen 153
Mönchfeld 437
Mühlhausen 52
Münster 109
Neugereut 292
Obertürkheim 115
Plieningen 22
Riedenberg 294
Rohr 23
Rohracker 26
Rot 1.322
Rotenberg 9
Sillenbuch 68
Sonnenberg 5
Stammheim 248
Steckfeld 153
Steinhaldenfeld 279
Uhlbach 2
Untertürkheim 368
Vaihingen 707
Wangen 517
Weilimdorf 565
Wolfbusch 117
Zazenhausen 22
Zuffenhausen 728

19.237
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Dürrlewang, Fasanenhof, Rohr, Vaihingen, Lauchhau1
Feuerbach (ohne Föhrich), Giebel, Hausen, Weilimdorf, Wolfbusch2
Rot, Zazenhausen, Zuffenhausen3
Freiberg (ohne Kafkaweg), Mönchfeld, Mühlhausen, Hofen, Neugereut, Steinhaldenfeld,
Stammheim4
Hallschlag (rechte Seite)5
Degerloch, S-Mitte (westlich Wilhelmsplatz), S-Süd, S-West6
S-Ost (Ostheim, Raitelsberg, Gablenberg)7
Hedelfingen, Heumaden, Luginsland, Obertürkheim, Riedenberg, Rohracker, 
Sillenbuch, Untertürkheim (ohne Wallmer), Wangen 8
S-Nord, Gaisburg, Fürsorgeunterkünfte9
Münster, Bad Cannstatt, S-Mitte (östlich Wilhelmsplatz)10
Botnang, Kaltental, Möhringen, Birkach, Plieningen, Steckfeld, Büsnau11
Hunklinge, Burgholzhof, Kafkaweg, Föhrich, Hallschlag (linke Seite)12

SWSG-Verwaltungsbezirke



Personal- und Sozialbericht

Der Personalbestand gliedert sich wie folgt:

01.05.2003 01.05.2002
Geschäftsführung 2 2
Prokuristen 1 1
Handlungsbevollmächtigte 4 4
Kaufm. Angestellte 77,5 79
Techn. Angestellte 18 19
Hausverwalter (Hausmeister) 43 43
Regiegruppe 4 3
Auszubildende 4 6

153,5*) 157*)

*) 3 Arbeitsverhältnisse sind befristet (Vertretung Mutterschaftsurlaub). 2 Mitarbeiter machen von der gesetzli-
chen Möglichkeit der Altersteilzeit Gebrauch.

Zum Vergleichszeitpunkt des Vorjahres
hat der Personalbestand durch altersbe-
dingtes Ausscheiden leicht abgenommen.

Die Vergütung der Angestellten beruht
auf dem Bundesangestelltentarifvertrag.
Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung für die Belegschaft besteht in
Form der Mitgliedschaft an einer Zusatz-
versorgungskasse sowie aufgrund inner-
betrieblicher Versorgungszusagen. 

Die Altersstruktur der Belegschaft inkl.
Auszubildende vermittelt folgendes Bild:

Danach haben 70,36 % aller Mitarbeiter
das Lebensalter von 51 Jahren noch nicht
vollendet.

Die Personalfluktuation sowie die Fehlzei-
ten infolge Krankheit bewegen sich im
normalüblichen Rahmen.

Der Fortbildung von Betriebsangehörigen
wird die erforderliche Aufmerksamkeit
geschenkt. In 2002 nahmen Mitarbeiter
aus dem kaufmännischen und techni-

schen Bereich an vielfältigen Seminaren
und Schulungsveranstaltungen teil.
Die Zusammenarbeit mit dem fünfköpfi-
gen Betriebsrat war unverändert sachlich
und konstruktiv.

Die Geschäftsführung dankt allen Mitar-
beitern und Mitarbeiterinnen für ihren
Einsatz im abgelaufenen Geschäftsjahr
und hofft weiterhin auf loyale und gute
Zusammenarbeit.

In Umsetzung früherer Beschlüsse zur
Konsolidierung des städtischen Haushalts
wurde das Stammkapital der SWSG um
einen Betrag von 25,5 Mio. € auf 50 Mio. €
herabgesetzt. Der Zahlungsvorgang selbst
ist mit Billigung des zuständigen Finanz-
amts bereits im Dezember 2001 erfolgt.

Mit Eintrag in das Handelsregister beim
Amtsgericht Stuttgart am 22.04.2002 ist
die Herabsetzung des Stammkapital
rechtswirksam vollzogen. 
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bis 30 Jahre =   24    Personen
zwischen 31 und 40 Jahren =   46,5 Personen
zwischen 41 und 50 Jahren =   37,5 Personen
über 50 Jahre =   45,5 Personen

= 153,5 Personen

Kapitalherabsetzung
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Der von Gesellschafterseite eingeschaltete
externe Unternehmensberater hat in 2002
seinen Abschlussbericht im SWSG-Auf-
sichtsrat und im Gemeinderat der Landes-
hauptstadt Stuttgart abgegeben.

Untersuchungsschwerpunkte bildeten
eine Bestandsanalyse zur wirtschaftlichen
Lage des Unternehmens sowie Vorschläge
zu einer strategischen Neuausrichtung
unter veränderten Rahmenbedingungen. 

Die Untersuchungsempfehlungen fokus-
sieren sich auf 3 Kernaussagen:

1. Die preisfreien Mieten werden sukzessi-
ve erhöht, mit dem Ziel einer Anglei-
chung an die Mittelwerte der jeweils
gültigen Mietspiegelmieten.

2. Die unter Portfolioaspekten aus
begrenzter sozialverträglicher Privati-
sierung von Mietwohnungsbeständen
erzielten Mehrerlöse durch Offenle-
gung stiller Reserven sind zur Sanie-
rung von erhaltungswürdiger Miet-
haussubstanz zu verwenden.

3. Die portfolioorientierte und kostenopti-
mierte Bestandssanierung wird mit

durchschnittlich jährlich 300 Wohnein-
heiten fortgesetzt - unabhängig von
der Frage einer öffentlichen Förderung -
durch Mehreinsatz von Eigenkapital
von bis zu 40 % der Gesamtfinanzie-
rung. Freie Mietpreisfestsetzung und
freie Wohnungsbelegung garantieren
eine Objektrentabilität von mindestens
einer 2 %igen Eigenkapitalverzinsung
p.a.

Inzwischen bilden diese Untersuchungser-
gebnisse Handlungsmaximen für die
zukünftige Unternehmenspolitik.

S-Hausen, 
Hausenring 36 - 44
(Beispiel einer kosten-
und terminoptimierten
Generalsanierung in
belegtem Zustand)

Externe Unternehmensberatung






